
In der Senatssitzung am 9. April 2019 beschlossene Fassung 

Die Senatorin für Finanzen 

Bremen, 26. März 2019  

Vorlage für die Sitzung des Senats am 9. April 2019 

„Entwurf eines Gesetzes zur Anhebung der Lehramtsbesoldung und zur 
Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 2019/2020/2021“ 

A. Problem 
Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) hat in der 67. Sitzung am 29. August 2018 (vgl. 
Drs. 19/1729 „Gehaltsniveau A 13 für Grundschullehrkräfte einführen“ vom 20. Juni 
2018) folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, ein Konzept vorzulegen, das die 
Kosten einer Höhergruppierung von verbeamteten und angestellten Grundschullehr-
kräften, einen Vorschlag für die Einpassung in das Besoldungssystem, die Finanzie-
rung sowie die notwendigen Umsetzungsschritte beinhaltet.“ 
 
Der Senat hat in seiner Sitzung am 12. März 2019 unter Ziffer 1 zur Vorlage 2794/19 
das Konzept „Gehaltsniveau A 13 für Grundschullehrkräfte einführen - Vorlage des 
von der Bremischen Bürgerschaft beauftragten Konzepts“ beschlossen. Danach sol-
len die Einstiegsämter der verbeamteten Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen 
im Primar- und Sekundarbereich I, die in den Besoldungsgruppen A 12 und A 12a 
ausgebracht sind, zukünftig in der Besoldungsgruppe A 13 ausgebracht werden. Die 
alleinige Hebung der Einstiegsämter der Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen 
würde jedoch zu einem Attraktivitätsverlust bei zahlreichen Funktionsstellen mit Lei-
tungsaufgaben an Grundschulen, die derzeit ebenfalls in der Besoldungsgruppe A 13 
teilweise mit einer Amtszulage ausgebracht sind, führen. Folglich sieht das Konzept 
auch eine Anhebung der Ämter der Funktionsinhaberinnen und Funktionsinhaber mit 
Leitungsaufgaben an Grundschulen vor. Aufgrund der Gesetzesbindung der Besol-
dung als hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums nach Art. 33 Abs. 5 
Grundgesetz (GG) müssen die beschlossenen Änderungen für die verbeamteten 
Lehrkräfte durch Gesetz geregelt werden. Für die tarifbeschäftigten Lehrkräfte soll 
eine entsprechende tarifvertragliche Lösung bis Ende April 2019 erarbeitet werden.  
 
Die Gewerkschaften und die Tarifgemeinschaft des öffentlichen Dienstes der Länder 
(TdL) haben sich am 2. März 2019 in Potsdam auf eine Erhöhung der Tarifentgelte im 
Bereich des TV-L für den Zeitraum 1. Januar 2019 bis einschließlich 30. September 
2021 geeinigt. Die Einigung sieht in den zentralen Punkten eine Erhöhung der Tabel-
lenentgelte im finanziellen Gesamtvolumen ab 1. Januar 2019 in Höhe von 3,2 %, ab 
1. Januar 2020 in Höhe von 3,2 % sowie ab 1. Januar 2021 in Höhe von 1,4 % vor. 
Die Vergütung der Auszubildenden wird zum 1. Januar 2019 und 1. Januar 2020 um 
50 Euro erhöht. Das vereinbarte Gesamtvolumen sieht u. a. Mindesterhöhungsbeträ-
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ge der Entgelte sowie eine isolierte Erhöhung der ersten Gehaltsstufe der Entgelte 
des TV-L vor.  
Die Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge sind nach § 18 des Bremischen 
Besoldungsgesetzes (BremBesG) und § 81 des Bremischen Beamtenversorgungsge-
setzes (BremBeamtVG) an die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Verhältnisse und unter Berücksichtigung der mit den Dienstaufgaben ver-
bundenen Verantwortung regelmäßig anzupassen. Hierdurch wird dem Alimentati-
onsgrundsatz als hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums nach Art. 33 Abs. 
5 GG Rechnung getragen. Letztmalig wurden die Besoldungs- und Beamtenversor-
gungsbezüge im Land Bremen am 1. Juli 2018 um 2,35 % und die Anwärtergrundbe-
träge um 35 Euro erhöht. Da der Abschluss im Bereich des TV-L stets ein Bezugs-
punkt für die Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge darstellt, 
ist es angezeigt, das Ergebnis des TV-L vom 2. März 2019 zeitgleich und systemge-
recht auf die Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge der Beamtinnen und Be-
amten, Richterinnen und Richter sowie Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger zu übertragen. 
 
Zur Stärkung des Wissenschaftsstandortes des Landes Bremen ist es erforderlich, 
dass ruhegehaltfähige Funktions-Leistungsbezüge auch an Professorinnen und Pro-
fessoren gewährt werden können, die im Rahmen einer gemeinsamen Berufung im 
Sinne des § 20 des Bremischen Hochschulgesetzes an einer außerhochschulischen 
Forschungseinrichtung Leitungsaufgaben und somit Funktionen übernehmen. Hierbei 
handelt es sich ausnahmslos um hochqualifizierte und umworbene Persönlichkeiten, 
die für den Wissenschaftsstandort Bremen von herausragender Bedeutung sind. 
 

B. Lösung 
Beschluss des Entwurfs eines Gesetzes zur Anhebung der Lehramtsbesoldung und 
zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 2019/2020/2021 
mit folgendem Inhalt: 
 
Durch Artikel 1 (Gesetz zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversor-
gungsbezüge 2019/2020/2021 in der Freien Hansestadt Bremen) wird das Ergeb-
nis im Bereich des TV-L auf die Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge zeit-
gleich und systemgerecht übertragen. Daraus folgt eine Erhöhung der Besoldungsbe-
züge, soweit sie an regelmäßigen Anpassungen teilnehmen, um  
 
3,2 % zum 1. Januar 2019 in allen Besoldungsgruppen, 
3,2 % zum 1. Januar 2020 in allen Besoldungsgruppen, 
1,4 % zum 1. Januar 2021 in allen Besoldungsgruppen. 
 
Die Anwärtergrundbeträge werden jeweils zum 1. Januar 2019 und zum 1. Januar 
2020 um 50 Euro erhöht. Die systemgerechte Übertragung bedeutet, dass die im TV-
L-Bereich beschlossenen Erhöhungen durch Mindestbeträge oder durch isolierte An-
passungen der ersten Gehaltsstufe wegen rechtlicher Hindernisse infolge der aktuel-
len Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur amtsangemessenen Alimen-
tation (u. a. Verletzung des Abstandsgebotes) nicht übertragen werden können (vgl. 
BVerfG, Beschluss vom 23. Mai 2017, u. a. 2 BvR 883/14). Gleichwohl ist das im TV-
L-Bereich beschlossene Gesamtvolumen auf die Beamtinnen und Beamten sowie 
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Richterinnen und Richter zu übertragen. Die Erhöhungen der Besoldungsbezüge wer-
den auf die Anpassung der Beamtenversorgungsbezüge der Versorgungsempfänge-
rinnen und Versorgungsempfänger zeit- und inhaltsgleich übertragen. 
 
Durch Artikel 5 Nummern 4, 5, 7 und 8 und Artikel 7 Nummern 1 und 2 (Änderun-
gen des Bremischen Besoldungsgesetzes 2019 und 2021) werden die Ämter der 
Lehrerinnen und Lehrer an allgemeinbildenden Schulen beziehungsweise für den Be-
reich der Primarstufe und Sekundarstufe I aufgrund einer besoldungsrechtlichen 
Neubewertung ab dem 1. August 2021 durch gesetzliche Überleitung angehoben. Für 
den Übergangszeitraum erhalten sie vom 1. August 2019 bis einschließlich 31. Juli 
2021 eine ruhegehaltfähige monatliche Zulage in Höhe von 240 Euro bzw. ab dem  
1. August 2020 in Höhe von 360 Euro. Neben der Zulage wird die bereits seit dem  
1. Juli 2017 gewährte allgemeine Stellenzulage nicht gezahlt. Die verbeamteten Lehr-
kräfte mit Leitungsaufgaben an Grundschulen werden bereits zum 1. August 2019 in 
eine höhere Besoldungsgruppe oder in ein Amt der bisherigen Besoldungsgruppe mit 
der Gewährung einer Amtszulage gesetzlich übergeleitet. 
 
Zudem werden durch Artikel 5 Nummern 2, 3 und 6 (Änderung des Bremischen 
Besoldungsgesetzes 2019) die Vorschriften über die Ruhegehaltfähigkeit von Funk-
tions-Leistungsbezügen von Professorinnen und Professoren erweitert. Dies stärkt 
den Wissenschaftsstandort Freie Hansestadt Bremen. Nunmehr können auch ruhe-
gehaltfähige Funktions-Leistungsbezüge an Professorinnen und Professoren gewährt 
werden, die im Rahmen einer gemeinsamen Berufung im Sinne des § 20 des Bremi-
schen Hochschulgesetzes an einer außerhochschulischen Forschungseinrichtung 
Leitungsaufgaben übernehmen. Insoweit erfolgt eine Gleichbehandlung mit Professo-
rinnen und Professoren, die im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit Aufgaben der 
Hochschulselbstverwaltung oder der Hochschulleitung wahrnehmen. Die Gewährung 
der Funktions-Leistungsbezüge und deren Ruhegehaltfähigkeit setzen jedoch die Er-
stattung der Beträge sowie die Zahlung eines Versorgungszuschlags in Höhe von 30 
% der gewährten Funktions-Leistungsbezüge jeweils durch die außerhochschulische 
Forschungseinrichtung voraus.  
 
Die weiteren Änderungen, die der Gesetzentwurf vorsieht, betreffen notwendige Fol-
geregelungen aufgrund der Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungs-
bezüge durch Artikel 1. 

C. Alternativen 
Es werden keine Alternativen vorgeschlagen. 

D. Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Umsetzung der im Gesetzentwurf dargestellten Vorhaben führen zu folgenden 
jährlichen Mehrausgaben: 
 
Zu Artikel 1 (Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 
2019/2020/2021):  
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  2019 2020 2021 2022 2023 
  In Mio. € 
Mehrausgaben Beamte 
& Versorgung 

39 81 94 98 98 

abzüglich Vorsorge und 
Refinanzierung 

20 41 60 59 59 

Nicht finanziert 19 40 34 39 39 

 
Zu Artikel 5 (Anhebung der Lehramtsbesoldung): 
 
Die in der Zeit vom 1. August 2019 bis zum 31. Juli 2020 vorgesehene monatliche 
Zulage in Höhe von 240,- € mindert sich durch den Wegfall der zum 1. Juli 2017 ein-
geführten allgemeine Stellenzulage in Höhe von derzeit 91,04 €, sodass sich monatli-
che Mehrkosten von rund 150,- € pro Vollzeiteinheit (VZE) ergeben. Ab dem 1. Au-
gust 2020 bis zur Stellenhebung am 1. August 2021 erhöht sich die monatliche Zula-
ge um weitere 120,- € auf dann 360,- €. Nach Abzug der allgemeinen Stellenzulage 
verbleiben monatliche Mehrkosten von rund 270,- € pro VZE. Der Differenzbetrag 
zwischen den Besoldungsgruppen A 12 und A 13 beläuft sich aktuell – je nach Er-
fahrungsstufe – auf 420,- bis 500,- € monatlich. Im Mittel ist von Mehrkosten in Höhe 
von 480,- € monatlich bzw. 5.760,- € jährlich je VZE auszugehen. Hinsichtlich der Be-
soldungsgruppen A 12a nach A 13 ergibt sich ein Wert von 310,- € im Monat bzw. 
3.720,- € im Jahr je VZE. Von der Maßnahme profitieren rund 1.400 Lehrkräfte aus 
Bremen und Bremerhaven mit rund 1.100 Vollzeiteinheiten (VZE).  
 
Die Mehrkosten belaufen sich insgesamt (Anhebung Lehrämter und Funktionsstellen 
auf: 1.100.000 € in 2019, 3.300.000 € in 2020, 5.400.000 € in 2021, 7.000.000 € in 
2022. 
 
Die zur Umsetzung der Maßnahmen in 2019 erforderlichen Mittel sollen durch das 
Ressortbudget des Produktplanes Kinder und Bildung finanziert werden. Für den Fall, 
dass eine Ressortfinanzierung im Vollzug 2019 nicht möglich ist, wird im Rahmen der 
Controlling-Berichterstattung durch die Senatorin für Finanzen ein Vorschlag für einen 
Ausgleich vorgelegt. Die dargestellten Bedarfe in 2020 und 2021 ff. können nicht in-
nerhalb des Produktplans Kinder und Bildung erbracht werden. Zur Finanzierung der 
Jahre 2020 und 2021 ff. ist eine Vorbelastung über die produktplanbezogenen Orien-
tierungswerte in 2020/2021 hinaus bzw. eine Vorabdotierung im Rahmen der Aktuali-
sierung der Finanzplanung ab 2022 notwendig, da diese Maßnahme bisher nicht Ge-
genstand der Planungen ist. Die Senatorin für Finanzen weist darauf hin, dass bereits 
Vorbelastungs-/Vorabdotierungsbeschlüsse des Senats im Umfang von 49,6 Mio. € in 
2020, 49,6 Mio. € in 2021, 55,7 Mio. € in 2022, 21,1 Mio. € in 2023, 7,5 Mio. € in 2024 
und 7,2 Mio. € in 2025 (Stand: 28. Januar 2019) bestehen. Die jetzt vom Ressort be-
antragte Vorabdotierung wird diesen Stand weiter erhöhen. 
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Zu Artikel 5 (Gewährung und Ruhegehaltfähigkeit von Funktions-Leistungsbezügen 
an Professorinnen und Professoren an außerhochschulischen Forschungseinrichtun-
gen): 
 
Die Finanzierung der Funktions-Leistungsbezüge erfolgt durch die außerhochschuli-
sche Forschungseinrichtung durch Erstattung. Folglich werden durch die Gewährung 
der Funktions-Leistungsbezüge keine Mehrausgaben entstehen. 
 
Die finanziellen Auswirkungen hinsichtlich der Ruhegehaltfähigkeit von Funktions-
Leistungsbezügen sind derzeit nicht darstellbar. Es ist jedoch davon auszugehen, 
dass die Regelung zu Mehrausgaben führen wird. Die Versorgungsbezüge, und somit 
auch die Kosten, die die Ruhegehaltfähigkeit der Funktions-Leistungsbezüge auslö-
sen, erstattet die außerhochschulische Forschungseinrichtung nicht. Vielmehr wird ein 
Versorgungszuschlag in Höhe von 30 vom Hundert durch die außerhochschulische 
Forschungseinrichtung als Voraussetzung der Anerkennung der Ruhegehaltfähigkeit 
gezahlt. Funktions-Leistungsbezüge werden in ihrer Höhe gesetzlich nicht begrenzt. 
Ruhegehaltfähige Funktions-Leistungsbezüge können in der Summe, soweit sie nach 
den gesetzlichen Regelungen in die Berechnung des Ruhegehalts miteinfließen, bis 
zu den Grundgehaltsbeträgen der Besoldungsgruppe W 2 (derzeit 4.967,98 €) bzw. 
der Besoldungsgruppe W 3 (derzeit 6.006,79 €) als ruhegehaltfähige Dienstbezüge 
berücksichtigt werden. Die tatsächliche Höhe der Beamtenversorgungsbezüge ist je-
doch weiter vom jeweiligen Ruhegehaltsatz der oder des aus dem Dienst ausschei-
denden Professorin oder Professors abhängig. Hierzu erfolgte Berechnungen zeigen, 
dass die Erhebung eines Versorgungszuschlags in Höhe von 30 % die voraussichtli-
chen Kosten der beamtenversorgungsrechtlichen Ansprüche der Professorin oder des 
Professors gegenüber der Freien Hansestadt Bremen aufgrund der gewährten Funk-
tions-Leistungsbezüge nicht abdecken kann. 
 
Gender-Prüfung: 
 
Hinsichtlich der Anhebung der Lehrämter an Grundschulen sind überwiegend Frauen 
betroffen, da im gesamten bremischen Schulsystem, insbesondere aber an Grund-
schulen deutlich mehr weibliche Lehrkräfte tätig sind. 
 
Im Übrigen beeinflussen die Auswirkungen der Gesetzesänderungen die Lebenssitua-
tionen von Frauen und Männern gleichermaßen. 
 
E. Beteiligung und Abstimmung 
 
Die Vorlage ist hinsichtlich der Regelungen zur Anhebung der Lehrämter und der Lei-
tungsämter an Grundschulen in Artikel 5 des Gesetzentwurfs mit der Senatorin für 
Kinder und Bildung abgestimmt. 
 
Mit der Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz wurde dahin-
gehend eine Einigung erzielt, dass Professorinnen und Professoren, die im Rahmen 
eines gemeinsamen Berufungsverfahrens nach § 20 Abs. 1 des Bremischen Hoch-
schulgesetzes Leitungsaufgaben an außerhochschulischen Forschungseinrichtungen 
wahrnehmen, Funktions-Leistungsbezüge gewährt werden können. Weiter wurde Ei-
nigung dahingehend erzielt, dass die gewährten Funktions-Leistungsbezüge als ruhe-
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gehaltfähige Dienstbezüge berücksichtigt werden können, soweit von der außerhoch-
schulischen Forschungseinrichtung ein Versorgungszuschlag in Höhe von 30 % der 
gewährten Leistungsbezüge gezahlt wird. Darüberhinausgehende Verbesserungen für 
diesen Personenkreis, die die Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz gefordert hat, werden aufgrund rechtlicher Bedenken von der Senatorin für 
Finanzen abgelehnt. 
 
Das Beteiligungsverfahren mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften, dem 
Deutschen Hochschulverband, der Deutschen Feuerwehrgewerkschaft und den Rich-
terverbänden im Land Bremen nach § 93 des Bremischen Beamtengesetzes und  
§ 39a des Bremischen Richtergesetzes ist mit einer verkürzten Frist bis zum 16. April 
2019 durchzuführen, da die zweite Senatsbefassung am 30. April 2019 erfolgen soll. 
Somit kann der Senat den Gesetzentwurf der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) in 
der laufenden Wahlperiode mit der Bitte um Beschlussfassung noch rechtzeitig zulei-
ten. Die verkürzte Frist ist aufgrund der Eilbedürftigkeit des Gesetzentwurfs auch ver-
tretbar, da der Gesetzentwurf ausnahmslos begünstigende Regelungen für die 
Rechtsverhältnisse der Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter sowie 
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger vorschlägt. 
 
Den norddeutschen Ländern ist der Gesetzentwurf gemäß Beschluss Nr. 3 TOP 3 der 
Konferenz Norddeutschland vom 11. April 2007 im Rahmen der vereinbarten Koope-
ration ebenfalls mit einer verkürzten Frist bis zum 16. April 2019 zuzuleiten.  
 

F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-
setz 
Geeignet nach Beschlussfassung.  

G. Beschluss 
1. Der Senat beschließt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Finanzen 

vom 26. März 2019 den Entwurf eines Gesetzes zur Anhebung der Lehramts-
besoldung und zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbe-
züge 2019/2020/2021 und bittet die Senatorin für Finanzen, diesen Entwurf 
gemäß § 93 Bremisches Beamtengesetz den Spitzenorganisationen der zu-
ständigen Gewerkschaften und Berufsverbände im Lande Bremen, gemäß  
§ 39a Bremisches Richtergesetz den Spitzenorganisationen der zuständigen 
Vereinigungen der Richterinnen und Richter im Lande Bremen sowie gemäß 
Beschluss Nr. 3 zu TOP 3 der Konferenz Norddeutschland vom 11. April 2007 
den anderen norddeutschen Ländern mit einer verkürzten Frist bis zum 16. Ap-
ril 2019 zuzuleiten. 

2. Der Senat bittet die Senatorin für Finanzen, Maßnahmen zu ergreifen, um den 
im laufenden Haushaltsjahr prognostizierten Mehrbedarf für die Besoldungs- 
und Versorgungsanpassung 2019 in Höhe von rd. 19,0 Mio. € im Haushalt 
durch Umschichtung zu finanzieren und im Produktgruppencontrolling einen 
Finanzierungsvorschlag vorzulegen.  

3. Der Senat stimmt der Vorabdotierung der Mittel in den Haushalten für die Be-
soldungs- und Versorgungsanpassungen i. H. v. 40,0 Mio. € für das Jahr 2020 
und 34,0 Mio. € für das Jahr 2021 sowie im Rahmen der Fortschreibung der 
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Finanzplanung für das Jahr 2022ff i. H. v. 39,0 Mio. € zu. 
Der Senat bittet die Senatorin für Finanzen, im Rahmen der Haushaltsaufstel-
lung 2020/2021 und der Fortschreibung der Finanzplanung ab 2022 die mit 
dieser Vorlage beschlossenen Maßnahmen prioritär zu berücksichtigen. Er 
nimmt zur Kenntnis, dass dies sowie die beschlossenen und etwaige weitere 
Vorabdotierungen den Spielraum für weitere Maßnahmen sowie die Prioritä-
tensetzung künftiger Haushalte beeinflussen. 



1 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Anhebung der Lehramtsbesoldung und zur 
Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 2019/2020/2021 

 

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) 
beschlossene Gesetz:  

Artikel 1 
Gesetz zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 

2019/2020/2021 in der Freien Hansestadt Bremen (BremBBVAnpG 
2019/2020/2021) 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für 

a) die Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter im 
Geltungsbereich des Bremischen Besoldungsgesetzes, 

b) die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger im 
Geltungsbereich des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
und ihre Verbände. 

§ 2  

Anpassung der Dienstbezüge und sonstigen Bezüge für das Jahr 2019  

(1) Ausgehend von den in den Anlagen 1 bis 9 zum Bremischen 
Besoldungsgesetz in der am 31. Dezember 2018 geltenden Fassung genannten 
Beträgen werden ab dem 1. Januar 2019 um 3,2 vom Hundert erhöht:  

 die Grundgehaltssätze 

 der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhöhungsbeträge für die 
Besoldungsgruppen A 3 bis A 5, 

 die Amtszulagen, 

 die allgemeine Stellenzulage nach § 42 des Bremischen 
Besoldungsgesetzes, 

 die Beträge zu § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und § 4 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 und 2 der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung, 



 die Beträge zu § 4 Absatz 1 und 3 der Verordnung über die Gewährung von 
Mehrarbeitsvergütung für Beamte in der am 31. August 2006 geltenden 
Fassung, 

 die Leistungsbezüge nach § 28 des Bremischen Besoldungsgesetzes, soweit 
sie an regelmäßigen Anpassungen teilnehmen. 

(2) Ausgehend von den in Anlage 7 zum Bremischen Besoldungsgesetz 
genannten Beträgen werden ab dem 1. Januar 2019 die Anwärtergrundbeträge um 
50 Euro erhöht. 

§ 3 

Anpassung von Bezügen nach fortgeltendem Recht für das Jahr 2019 

Die Erhöhung nach § 2 Absatz 1 gilt entsprechend für 

 die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) 

a) in den fortgeltenden Besoldungsordnungen und Besoldungsgruppen der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 

b) in der Zwischenbesoldungsgruppe A 13a, 
c) der künftig wegfallenden Ämter nach § 68 des Bremischen 

Besoldungsgesetzes, 

 die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum Grundgehalt 
sowie festgesetzte Sondergrundgehälter und Zuschüsse nach fortgeltenden 
Besoldungsordnungen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 

 die sich aus der Anlage 10 des Bremischen Besoldungsgesetzes in der am 31. 
Dezember 2018 geltenden Fassung ergebenden Beträge der 
Grundgehaltssätze der gemäß § 77 Absatz 2 und 3 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung 
fortgeltenden Bundesbesoldungsordnung C gemäß Anlage IV des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden 
Fassung, 

 die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum Grundgehalt nach den 
Vorbemerkungen Nummern 1 und 2 gemäß Anlage II des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden 
Fassung mit den am 31. Dezember 2018 geltenden Beträgen sowie 

 der sich aus der Anlage 10 des Bremischen Besoldungsgesetzes in der am  
31. Dezember 2018 geltenden Fassung ergebende Betrag der allgemeinen 
Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 2 b gemäß Anlage II des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden 
Fassung. 



§ 4 

Anpassung der Dienstbezüge und sonstigen Bezüge für das Jahr 2020 

Ausgehend von den nach § 2 und § 3 angepassten Beträgen werden ab dem  
1. Januar 2020 wie folgt erhöht: 

 um 3,2 vom Hundert die in § 2 Absatz 1 sowie   
§ 3 genannten Bezüge, 

 um 50 Euro die Anwärtergrundbeträge. 

§ 5 

Anpassung der Dienstbezüge und sonstigen Bezüge für das Jahr 2021 

Ausgehend von den nach § 4 angepassten Beträgen werden ab dem 1. Januar 
2021 um 1,4 vom Hundert die in § 2 Absatz 1 sowie § 3 genannten Bezüge erhöht. 

§ 6 

Anpassung der Beamtenversorgungsbezüge für die Jahre 2019, 2020, 2021 

(1) Die Erhöhungen nach §§ 2 bis 5 gelten für Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger entsprechend, soweit die in den Vorschriften genannten 
Bezügebestandteile der Berechnung ihrer Versorgungsbezüge zugrunde liegen. 

(2) Für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, deren 
Versorgungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungsgruppen A 3 bis A 8 zugrunde 
liegt, vermindert sich das Grundgehalt ab dem 1. Januar 2019 um 62,93 Euro, ab 
dem 1. Januar 2020 um 64,94 Euro und ab dem 1. Januar 2021 um 65,85 Euro, 
wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vorbemerkung 
Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a oder b der Bundesbesoldungsordnungen A und B 
in der am 31. August 2006 geltenden Fassung bei Eintritt oder Versetzung in den 
Ruhestand nicht zugrunde gelegen hat. 

(3) Die in der Anlage zum Bremischen Beamtenversorgungsgesetz in der am 31. 
Dezember 2018 geltenden Fassung genannten Beträge werden wie folgt erhöht: 

 ab dem 1. Januar 2019 um 3,2 vom Hundert, 

 ausgehend von den nach Nummer 1 erhöhten Beträgen ab dem 1. Januar 
2020 um 3,2 vom Hundert, 

 ausgehend von den nach Nummer 2 erhöhten Beträgen ab dem 1. Januar 
2021 um 1,4 vom Hundert. 



§ 7 

Rundungsregelung 

Die sich bei der Berechnung der erhöhten Beträge ergebenden Bruchteile eines 
Cents sind hinsichtlich der Beträge des Familienzuschlags der Stufe 1 auf den 
nächsten durch zwei teilbaren Centbetrag aufzurunden und im Übrigen 
kaufmännisch zu runden. 

§ 8 

Bekanntmachung der Beträge 

(1) Die nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 6 und Absatz 2 sowie § 3 Nummer 3 und 
5 angepassten Beträge ergeben sich aus den Anlagen 1 bis 10 zum Bremischen 
Besoldungsgesetz in der am 1. Januar 2019 geltenden Fassung. 

(2) Die nach § 4 angepassten Beträge ergeben sich aus den Anlagen 1 bis 10 
zum Bremischen Besoldungsgesetz in der am 1. Januar 2020 geltenden Fassung. 

(3) Die nach § 5 angepassten Beträge ergeben sich aus den Anlagen 1 bis 10 
zum Bremischen Besoldungsgesetz in der am 1. Januar 2021 geltenden Fassung. 

(4) Die nach § 6 Absatz 3 

 Nummer 1 angepassten Beträge ergeben sich aus der Anlage zum 
Bremischen Beamtenversorgungsgesetz in der am 1. Januar 2019 geltenden 
Fassung,  

 Nummer 2 angepassten Beträge ergeben sich aus der Anlage zum 
Bremischen Beamtenversorgungsgesetz in der am 1. Januar 2020 geltenden 
Fassung. 

 Nummer 3 angepassten Beträge ergeben sich aus der Anlage zum 
Bremischen Beamtenversorgungsgesetz in der am 1. Januar 2021 geltenden 
Fassung. 

 
Artikel 2 

Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes 

Das Bremische Beamtenversorgungsgesetz vom 4. November 2014 (Brem.GBl. 
S. 458 ― 2040-a-2), das zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom … (Brem.GBl. S. 
) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „§ 3a“ wird durch die Angabe „§ 28“ ersetzt. 
b) Die Angabe „§ 3b“ wird durch die Angabe „§ 29“ ersetzt. 



2. Die Anlage erhält die in Anhang 2 zu diesem Gesetz abgedruckte Fassung. 

Artikel 3 
Weitere Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes 

Die Anlage zum Bremischen Beamtenversorgungsgesetz vom 4. November 2014 
(Brem.GBl. S. 458 ― 2040-a-2), das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes 
geändert worden ist, erhält die in Anhang 4 zu diesem Gesetz abgedruckte Fassung. 

Artikel 4 
Weitere Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes 

Die Anlage zum Bremischen Beamtenversorgungsgesetz vom 4. November 2014 
(Brem.GBl. S. 458 ― 2040-a-2), das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes 
geändert worden ist, erhält die in Anhang 6 zu diesem Gesetz abgedruckte Fassung. 

Artikel 5 
Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes 

Das Bremische Besoldungsgesetz vom 20. Dezember 2016 (Brem.GBl. S. 924 ― 
2042-a-2), das zuletzt durch … (einsetzen: letzte Änderung) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „§ 48 Zulage für Lehrerinnen und Lehrer als 
Pädagogische Mitarbeiterin oder Pädagogischer Mitarbeiter“ wird die 
Angabe „§ 48a Zulage für Lehrkräfte zur stufenweisen Anhebung der 
Lehramtsbesoldung“ eingefügt. 

b) Die Angabe zu § 76 wird wie folgt gefasst:  
„§ 76 Übergangsvorschrift aus Anlass des Professorenbesoldungsreformgesetzes 

2002 und zur Vergabe und Ruhegehaltfähigkeit von Funktions-Leistungsbezügen“. 

2. § 28 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„Bereits vergebene unbefristete oder befristete Leistungsbezüge nach Absatz 1 

Nummer 1 und 2 sind in der Summe mindestens in Höhe des in der Anlage 3 
Nummer 2 genannten Betrages monatlich sowie unbefristet zu gewähren.“ 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„(4) Professorinnen und Professoren, die in einem gemeinsamen Berufungs-

verfahren nach § 20 Absatz 1 des Bremischen Hochschulgesetzes berufen wurden, 
können Funktions-Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3 für 
die Übernahme von Leitungsfunktionen in einer außerhochschulischen 
Forschungseinrichtung gewährt werden, sofern hierfür Mittel Dritter bereitgestellt 
werden.“ 



3. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
„(4) Funktions-Leistungsbezüge sind vorbehaltlich des Absatzes 6 bei fünfjährigem 

Bezug in Höhe von 25 vom Hundert ruhegehaltfähig oder bei zehnjährigem Bezug in 
Höhe von 50 vom Hundert ruhegehaltfähig, wenn 

 die Inhaberin oder der Inhaber von Funktions-Leistungsbezügen nach Ablauf 
der Amtszeit abweichend von Absatz 3 wieder in das zuvor bekleidete Amt 
eintritt oder  

 die Ausübung der Wahrnehmung von Aufgaben in der Hochschul-
selbstverwaltung, der Hochschulleitung oder in Fällen des § 28 Absatz 4 die 
Leitungsfunktion endet.“  

b) Dem Absatz 5 werden folgende Absätze 6 und 7 angefügt: 
„(6) In Fällen des § 28 Absatz 4 können Funktions-Leistungsbezüge als 

ruhegehaltfähige Dienstbezüge berücksichtigt werden, wenn für den Zeitraum des 
Bezugs der Funktions-Leistungsbezüge ein Versorgungszuschlag in Höhe von 30 
vom Hundert der gewährten Funktions-Leistungsbezüge durch die 
außerhochschulische Forschungseinrichtung an den Dienstherrn der Professorin 
oder des Professors gezahlt wird. 

(7) Die Senatorin für Finanzen wird die Wirkungen der Erhebung eines 
Versorgungszuschlags nach Absatz 6 in Höhe von 30 vom Hundert der gewährten 
Funktions-Leistungsbezüge auf die Entwicklung der von der Freien Hansestadt 
Bremen zu tragenden Beamtenversorgungslasten regelmäßig prüfen. Die Senatorin 
für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz wird der Senatorin für 
Finanzen jährlich zum 31. Dezember über die Vergabe und Höhe der Funktions-
Leistungsbezüge nach § 28 Absatz 4 im jeweiligen Kalenderjahr schriftlich berichten.“ 

4. Nach § 48 wird folgender § 48a eingefügt: 

„§ 48a Zulage für Lehrkräfte zur stufenweisen Anhebung der Lehramtsbesoldung 
 
    (1) Beamtinnen und Beamte mit der Amtsbezeichnung 

 „Lehrerin, Lehrer“ und dem Funktionszusatz „an allgemeinbildenden Schulen“ 
der Besoldungsgruppe A 12 oder A 12a der Anlage I - Besoldungsordnungen 
A und B -, 

 „Lehrerin, Lehrer“ und dem Funktionszusatz „als Leiterin oder als Leiter einer 
Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern“ der Besoldungsgruppe 
A 12 oder A 12a der Anlage IV – künftig wegfallende Ämter -, 

 „Lehrerin für die Primarstufe und Sekundarstufe I, Lehrer für die Primarstufe 
und Sekundarstufe I“ der Besoldungsgruppe A 12 der Anlage IV – künftig 
wegfallende Ämter – 

erhalten zu ihrem Grundgehalt vom 1. August 2019 bis zum 31. Juli 2021 eine 
monatliche Zulage. 



(2) Die monatliche Zulage nach Absatz 1 wird 

 im Zeitraum vom 1. August 2019 bis einschließlich 31. Juli 2020 in Höhe von 
240 Euro und 

 im Zeitraum vom 1. August 2020 bis einschließlich 31. Juli 2021 in Höhe von 
360 Euro 

gewährt. Die Zulage nimmt nicht an regelmäßigen Anpassungen im Sinne des  
§ 18 teil.  

(3) Die Zulage nach Absatz 1 und 2 ist ruhegehaltfähig, sofern sie dem Grunde 
nach zwei Jahre bezogen worden ist und kein Anspruch auf eine erdiente 
Beamtenversorgung der Beamtin oder des Beamten ab der Besoldungsgruppe A 13 
besteht. Sie ist bei zweijährigem Bezug in Höhe der zuletzt zugestandenen Zulage 
ruhegehaltfähig.  

(4) Für Zeiträume, in denen die Zulage nach Absatz 1 und 2 zu gewähren ist, wird 
die allgemeine Stellenzulage nach § 42 nicht gewährt. Soweit der Beginn des 
Ruhestandes der Beamtin oder des Beamten vor dem 1. August 2021 erfolgt, zählt 
die allgemeine Stellenzulage nach § 42 zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen 
nach § 5 Absatz 3 Satz 1 des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes, wenn  

 sie dem Grunde nach zwei Jahre bezogen worden ist; Zeiten des Bezugs der 
Zulage nach Absatz 1 und 2 sind zur Erfüllung der Zweijahresfrist im Hinblick 
auf die Ruhegehaltfähigkeit der allgemeinen Stellenzulage zu berücksichtigen, 

 kein Anspruch auf eine ruhegehaltfähige Zulage nach Absatz 3 besteht.“ 

5. Dem § 74 Absatz 2 werden folgende Absätze 3 bis 6 angefügt: 

„(3) Am 31. Juli 2021 vorhandene Beamtinnen und Beamte mit der 
Amtsbezeichnung „Lehrerin, Lehrer“ und dem Funktionszusatz „-an 
allgemeinbildenden Schulen“ der Besoldungsgruppe A 12 oder A 12a der Anlage I – 
Besoldungsordnungen A und B - werden am 1. August 2021 in ein Amt mit derselben 
Amtsbezeichnung und desselben Funktionszusatzes der Besoldungsgruppe A 13 der 
Anlage I – Besoldungsordnungen A und B - kraft Gesetzes übergeleitet.  

(4) In ein Amt mit derselben Amtsbezeichnung und desselben Funktionszusatzes 
der Besoldungsgruppe A 13 der Anlage IV – künftig wegfallende Ämter – werden am 
1. August 2021 kraft Gesetzes übergeleitet: 

1. am 31. Juli 2021 vorhandene Beamtinnen und Beamte mit der 
Amtsbezeichnung „Lehrerin, Lehrer“ und dem Funktionszusatz „als Leiterin 
oder als Leiter einer Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern“ 
der Besoldungsgruppe A 12 oder A 12a der Anlage IV – künftig wegfallende 
Ämter -, 

2. am 31. Juli 2021 vorhandene Beamtinnen und Beamte mit der 
Amtsbezeichnung „Lehrerin für die Primarstufe und Sekundarstufe I, Lehrer für 
die Primarstufe und Sekundarstufe I“ der Besoldungsgruppe A 12 der Anlage 
IV – künftig wegfallende Ämter –. 



Die nach der gesetzlichen Überleitung geltende Ausbringung des Amtes ergibt 
sich aus der Anlage I – Besoldungsordnungen A und B – oder aus der Anlage IV – 
künftig wegfallende Ämter jeweils in der am 1. August 2021 geltenden Fassung.“ 

(5) Am 31. Juli 2019 vorhandene Beamtinnen und Beamte mit der 
Amtsbezeichnung „Rektorin, Rektor“, „Konrektorin, Konrektor“, „Zweite Konrektorin, 
Zweiter Konrektor“ oder „Hauptlehrerin, Hauptlehrer“, denen Leitungsaufgaben an 
Grundschulen übertragen wurden, werden am 1. August 2019, 

 soweit die am 31. Juli 2019 geltende Ausbringung ihres Amtes und des 
Funktionszusatzes die Gewährung einer Amtszulage nicht vorsieht, in ein Amt 
mit derselben Amtsbezeichnung und desselben Funktionszusatzes mit 
Amtszulage der bisherigen Besoldungsgruppe, oder 

 soweit die am 31. Juli 2019 geltende Ausbringung ihres Amtes und des 
Funktionszusatzes die Gewährung einer Amtszulage bereits vorsieht, in ein 
Amt mit derselben Amtsbezeichnung und desselben Funktionszusatzes der 
nächsthöheren Besoldungsgruppe  

kraft Gesetzes übergeleitet. Die nach der gesetzlichen Überleitung geltende 
Ausbringung des Amtes ergibt sich aus der Anlage I – Besoldungsordnungen A und 
B – oder aus der Anlage IV – künftig wegfallende Ämter - jeweils in der am 1. August 
2019 geltenden Fassung. Absatz 1 findet sinngemäß Anwendung. 

(6) Soweit durch Absatz 4 und 5 Beamtinnen und Beamte in Ämter der Anlage IV 
– künftig wegfallende Ämter – gesetzlich übergeleitet werden, findet § 68 Satz 1 
keine Anwendung.“ 

6. § 76 wird wie folgt gefasst: 

„§ 76 Übergangsvorschrift aus Anlass des Professorenbesoldungsreformgesetzes 
2002 und zur Vergabe und Ruhegehaltfähigkeit von Funktions-Leistungsbezügen 

(1) Für Beamtinnen und Beamte, die sich am 1. Januar 2005 in einem Amt der 
Bundesbesoldungsordnung C befunden haben, findet § 77 Absatz 2 und 3 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung 
Anwendung. 

(2) Funktions-Leistungsbezüge nach § 28 Absatz 4 können unter den dort 
genannten Voraussetzungen für Zeiträume ab dem 1. Juli 2010 gewährt werden. 
Die Ruhegehaltfähigkeit der nach Satz 1 gewährten Funktions-Leistungsbezüge 
bestimmt sich nach § 29 Absatz 4 bis 6.“ 

7. Die Anlage I – Besoldungsordnungen A und B - wird wie folgt geändert: 

a) Die Besoldungsgruppe A 12 wird wie folgt geändert: 
aa) Die Amtsbezeichnung „Konrektorin, Konrektor“ und der Funktionszusatz „–

als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule 
mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern6) 7) -“ werden gestrichen.  

bb) Die Fußnoten 6) und 7) werden gestrichen. 
b) Die Besoldungsgruppe A 12a wird wie folgt geändert: 



aa) Die Amtsbezeichnung „Konrektorin, Konrektor“ und der Funktionszusatz „–
als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule 
mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern1) 4) 5) -“ werden gestrichen. 

bb) Die Fußnoten 4) und 5) werden gestrichen. 
c) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert: 
aa) Die Funktionszusätze zu der Amtsbezeichnung „Konrektorin, Konrektor“ 

werden wie folgt gefasst: 
„-als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule 
mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern- 

-als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit 
mehr als 80 und bis zu 180 Schülerinnen und Schülern –12) 

-als Leitung eines an einer Grundschule mit mehr als 80 bis zu 180 
Schülerinnen und Schülern angegliederten Zentrums für unterstützende 
Pädagogik –12) 

–als Leitung eines Ganztagsbetriebs an einer Grundschule mit mehr als 80 bis 
zu 180 Schülerinnen und Schülern –12)“ 

bb) Der Funktionszusatz zu der Amtsbezeichnung „Rektorin, Rektor“ wird wie 
folgt gefasst:  

„-als Leiterin oder als Leiter einer Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und 
Schülern12) -“.  
d) Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt geändert: 
aa) Die Funktionszusätze zu der Amtsbezeichnung „Konrektorin, Konrektor“ 

werden wie folgt gefasst: 
„--als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines 
Förderzentrums mit bis zu 180 Schülerinnen und Schülern8) – 
-als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines Förderzentrums 
mit mehr als 180 Schülerinnen und Schülern 2) 8) -“ 
–als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule 
mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern2) – 
–als Leitung eines an einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen und 
Schülern angegliederten Zentrums für unterstützende Pädagogik2) – 
–als Leitung eines Ganztagsbetriebs an einer Grundschule mit mehr als 360 
Schülerinnen und Schülern2) – 
–zur Wahrnehmung von Schulleitungsaufgaben an einer Grundschule mit 
mehr als 360 Schülerinnen und Schülern2) – 
–als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule 
mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern – 
–als Leitung eines an einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülerinnen und Schülern angegliederten Zentrums für unterstützende 
Pädagogik – 



–als Leitung eines Ganztagsbetriebs an einer Grundschule mit mehr als 180 
bis zu 360 Schülerinnen und Schülern -“ 
bb) Die Funktionszusätze zu der Amtsbezeichnung „Rektorin, Rektor“ werden 

wie folgt gefasst: 
„–als Leiterin oder als Leiter einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülerinnen und Schülern 2) – 
–als Leiterin oder als Leiter einer Grundschule mit weniger als 180 
Schülerinnen und Schülern, sofern dieser Grundschule ein Zentrum für 
unterstützende Pädagogik angegliedert ist oder ein Ganztagsbetrieb besteht2) - 
 
-als Leiterin oder als Leiter einer Grundschule mit mehr als 80 bis zu 180 
Schülerinnen und Schülern – 

-als Leiterin oder als Leiter eines Förderzentrums mit bis zu 180 Schülerinnen 
und Schülern 2) 8) –“. 

e) In der Besoldungsgruppe A 15 wird der Amtsbezeichnung „Rektorin, 
Rektor“ folgender Funktionszusatz angefügt: 

„-als Leiterin oder als Leiter einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen 
und Schülern -“. 

8. Die Anlage IV – künftig wegfallende Ämter – wird wie folgt geändert: 

a) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert: 
aa) Dem Funktionszusatz zu der Amtsbezeichnung „Hauptlehrerin, 

Hauptlehrer“ wird die Fußnote „12)“ angefügt. 
bb) Dem Funktionszusatz zu der Amtsbezeichnung „Konrektorin, Konrektor“ 

wird die Fußnote „12)“ angefügt. 
cc) Die Amtsbezeichnung „Rektorin, Rektor“ und der Funktionszusatz „- einer 

Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern- 12)“ 
wird gestrichen. 

dd) Dem Funktionszusatz zu der Amtsbezeichnung „Zweite Konrektorin, 
Zweiter Konrektor“ wird die Fußnote „12)“ angefügt. 

b) In der Besoldungsgruppe A 14 wird die Amtsbezeichnung „Rektorin, 
Rektor“ wie folgt geändert: 

aa) Der Funktionszusatz „-einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülerinnen und Schülern -“ wird angefügt. 

bb) Dem Funktionszusatz „–einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen 
und Schülern -“ wird die Fußnote „12)“ angefügt. 

9. Die Anlagen 1 bis 10 zum Bremischen Besoldungsgesetz erhalten die in Anhang 1 
zu diesem Gesetz abgedruckte Fassung. 



Artikel 6 
Weitere Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes 

Die Anlagen 1 bis 10 zum Bremischen Besoldungsgesetz vom 20. Dezember 
2016 (Brem.GBl. S. 924 ― 2042-a-2), das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes 
geändert worden ist, erhalten die in Anhang 3 zu diesem Gesetz abgedruckte 
Fassung. 

Artikel 7 
Weitere Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes 

Das Bremische Besoldungsgesetz vom 20. Dezember 2016 (Brem.GBl. S. 924 ― 
2042-a-2), das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Anlage I – Besoldungsordnungen A und B - werden wie folgt geändert: 

a) Die Besoldungsgruppe A 12 wird wie folgt geändert: 
aa) Die Amtsbezeichnung „Lehrerin, Lehrer“, und der Funktionszusatz „an 

allgemeinbildenden Schulen 1) 3) 5)“ werden gestrichen.  
bb) Die Fußnote 5) wird wie folgt gefasst: 

„5) Entfällt“. 
b) Die Besoldungsgruppe 12a wird wie folgt gefasst: 

„Keine Ämter“. 
c) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert: 
aa) Bei der Amtsbezeichnung „Lehrerin, Lehrer“ wird die Angabe „5) 6)“ durch 

die Angabe „2)“ ersetzt. 
bb) Die Fußnote 5) wird wie folgt gefasst: 

„5) Entfällt“. 
cc) Die Fußnote 6) wird wie folgt gefasst: 
      „6) Entfällt“. 

2. Die Anlage IV – künftig wegfallende Ämter – wird wie folgt geändert: 

a) Die Besoldungsgruppe A 12 wird aufgehoben. 
b) Die Besoldungsgruppe A 12a wird aufgehoben. 
c) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert: 
aa) Die Amtsbezeichnung „Lehrerin2), Lehrer2)“ und der Funktionszusatz „–als 

Leiterin oder als Leiter einer Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und 
Schülern -“ wird der Amtsbezeichnung „Lehrerin für die Primarstufe7), 
Lehrer für die Primarstufe7)“ vorangestellt.  

bb) Die Fußnotenhinweise „6) 8)“ zur Amtsbezeichnung „Lehrerin für die 
Primarstufe und Sekundarstufe I, Lehrer für die Primarstufe und 
Sekundarstufe I“ werden durch den Fußnotenhinweis „2)“ ersetzt.  

3. Die Anlagen 1 bis 10 des Bremischen Besoldungsgesetzes erhalten die in Anhang 
5 zu diesem Gesetz abgedruckte Fassung. 



Artikel 8 
Änderung der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung 

Die Bremische Erschwerniszulagenverordnung vom 28. November 2017 
(Brem.GBl. S. 608; 2018 S. 74), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom  
15. Februar 2019 (Brem.GBl. S. 15) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „3,39“ durch die Angabe „3,58“ ersetzt. 
b) In Nummer 2a wird die Angabe „Besoldungsgesetztes“ durch das Wort 

„Besoldungsgesetzes“ ersetzt. 
2. § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „3,39“ durch die Angabe „3,50“ ersetzt. 
b) In Nummer 2 wird die Angabe „4,00“ durch die Angabe „4,13“ ersetzt. 

Artikel 9 
Weitere Änderung der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung 

Die Bremische Erschwerniszulagenverordnung vom 28. November 2017 
(Brem.GBl. S. 608; 2018 S. 74), die zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Absatz 2 Nummer 1 wird die Angabe „3,58“ durch die Angabe „3,69“ ersetzt. 

2. § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „3,50“ durch die Angabe „3,61“ ersetzt. 
b) In Nummer 2 wird die Angabe „4,13“ durch die Angabe „4,26“ ersetzt. 

Artikel 10 
Weitere Änderung der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung 

1. In § 3 Absatz 2 Nummer 1 wird die Angabe „3,69“ durch die Angabe „3,74“ ersetzt. 

2. § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „3,61“ durch die Angabe „3,66“ ersetzt. 
b) In Nummer 2 wird die Angabe „4,26“ durch die Angabe „4,32“ ersetzt. 

Artikel 11 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der folgenden Absätze am (einsetzen: Datum 
des ersten Tages des auf die Verkündung folgenden Kalendermonats) in Kraft. 



(2) Artikel 2 Nummer 2, Artikel 5 Nummer 9 und Artikel 8 treten am 1. Januar 2019 
in Kraft. 

(3) Artikel 5 Nummer 7 und 8 tritt am 1. August 2019 in Kraft. 

(4) Artikel 3, Artikel 6 und Artikel 9 treten am 1. Januar 2020 in Kraft. 

(5) Artikel 4, Artikel 7 Nummer 3 und Artikel 10 treten am 1. Januar 2021 in Kraft. 

(6) Artikel 7 Nummer 1 und 2 tritt am 1. August 2021 in Kraft. 
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Entwurf 

Gesetz zur Anhebung der Lehramtsbesoldung und zur Anpas-
sung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 

2019/2020/2021 

 Begründung  

A. Allgemeines: 

Der Gesetzentwurf sieht insbesondere die Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversor-
gungsbezüge in den Jahren 2019, 2020 und 2021, die besoldungsrechtliche Anhebung des 
Einstiegsamtes der Lehramtsbesoldung für den Primar- und Sekundarbereich I sowie die 
besoldungsrechtliche Anhebung der Ämter mit Leitungsaufgaben an Grundschulen vor. 
Artikel 1 (Gesetz zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 
2019/2020/2021 in der Freien Hansestadt Bremen – BremBBVAnpG 2019/2020/2021) 
beinhaltet die Übertragung des Tarifergebnisses im Bereich des TV-L zwischen der Tarifge-
meinschaft des öffentlichen Dienstes der Länder (TdL) und den Spitzenverbänden der Ge-
werkschaften vom 2. März 2019 in Potsdam auf die Erhöhung der Besoldungs- und Beam-
tenversorgungsbezüge im Land Bremen.  
Die Einigung sieht in den zentralen Punkten eine Erhöhung der Tabellenentgelte im finanziel-
len Gesamtvolumen ab 1. Januar 2019 in Höhe von 3,2 %, ab 1. Januar 2020 in Höhe von 
3,2 % sowie ab 1. Januar 2021 in Höhe von 1,4 % vor („Volumenwirkung“). Die Vergütung 
der Auszubildenden wird jeweils zum 1. Januar 2019 und 2020 um 50 Euro erhöht. 
Die Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge im Land Bremen wurden letztmalig am  
1. Juli 2018 um 2,35 % und die Anwärtergrundbeträge um 35 Euro erhöht.  
Da die Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge an die Entwicklung der allgemeinen 
wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und unter Berücksichtigung der mit den Dienst-
aufgaben verbundenen Verantwortung nach § 18 BremBesG regelmäßig anzupassen sind, 
ist die Volumenwirkung des Ergebnisses des TV-L vom 2. März 2019 auf die Bezüge der 
Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter sowie Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger zeitgleich und systemgerecht zu übertragen. Systemgerecht bedeu-
tet, dass die im TV-L Bereich beschlossenen Erhöhungen durch Mindestbeträge oder durch 
isolierte Anpassungen der ersten Gehaltsstufe aufgrund der aktuellen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zur amtsangemessenen Alimentation nach Art. 33 Abs. 5 und 
Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz aufgrund rechtlicher Hindernisse nicht übertragen werden können. 
Gleichwohl ist das im TV-L-Bereich beschlossene Gesamtvolumen auf die Beamtinnen und 
Beamten, Richterinnen und Richter sowie Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger zu übertragen.  
Daraus folgt eine Erhöhung der Besoldungsbezüge, soweit sie an regelmäßigen Anpassun-
gen teilnehmen, um  

− 3,2 % zum 1. Januar 2019 in allen Besoldungsgruppen, 

− 3,2 % zum 1. Januar 2020 in allen Besoldungsgruppen, 

− 1,4 % zum 1. Januar 2021 in allen Besoldungsgruppen. 
Die Anwärtergrundbeträge werden jeweils zum 1. Januar 2019 und zum 1. Januar 2020 um 
50 Euro erhöht.  
Die Erhöhungen der Besoldungsbezüge werden auf die Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger zeit- und inhaltsgleich übertragen. 
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Artikel 2, 3, 4 (Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes 2019 bis 2021) 
und Artikel 5 Nummer 9, Artikel 6 und Artikel 7 Nummer 3 (Änderungen des Bremi-
schen Besoldungsgesetzes 2019 bis 2021) stellen rein redaktionelle Anpassungen sowie 
notwendige Folgeänderungen hinsichtlich der Darstellung der erhöhten Besoldungs- und 
Beamtenversorgungsbezüge aufgrund des Bremischen Besoldungs- und Beamtenversor-
gungsanpassungsgesetzes 2019/2020/2021 dar. 
Durch Artikel 5 Nummern 4, 5, 7 und 8 und Artikel 7 Nummern 1 und 2 (Änderungen 
des Bremischen Besoldungsgesetzes 2019 und 2021) werden die Ämter der Lehrerinnen 
und Lehrer an allgemeinbildenden Schulen beziehungsweise für den Bereich der Primarstufe 
und Sekundarstufe I aufgrund einer besoldungsrechtlichen Neubewertung ab dem 1. August 
2021 angehoben. Für verbeamtete Lehrkräfte mit Leitungsaufgaben an Grundschulen erfolgt 
die Höherbewertung ihrer Ämter bereits zum 1. August 2019.  
Eine Höherbewertung der Lehrämter ist auch angezeigt. Die im Jahre 2005 erfolgte Absen-
kung der Einstiegsbesoldung für Lehrkräfte im Bereich der Primarstufe und Sekundarstufe I 
von A 13 auf A 12 wurde seinerzeit mit den geringeren Qualifikations- und Einsatzanforde-
rungen in diesen Schulstufen und auch aufgrund der Bewertungspraxis hinsichtlich dieser 
Ämter in den anderen Ländern begründet. In der Folge des Bologna-Prozesses haben sich 
die Ausbildungsinhalte der verschiedenen Lehrämter allerdings zwischenzeitlich weitestge-
hend angepasst. Auch im Einsatz sind infolge der Inklusion und der Heterogenität der Lern-
gruppen insgesamt keine wesentlichen Unterschiede mehr auszumachen, die eine unter-
schiedliche Bewertung der Ämter und somit der Besoldung weiterhin rechtfertigen können. 
Daher ist eine besoldungsrechtliche Bewertung der Einstiegsämter mit der Besoldungsgrup-
pe A 13 folgerichtig. Dies dient auch einer Attraktivitätssteigerung des bremischen öffentli-
chen Dienstes, um im bundesweiten Wettbewerb um Lehrkräfte bestehen zu können. Andere 
Länder planen ebenfalls eine entsprechende Besoldungsanhebung oder haben diese bereits 
umgesetzt, wie z. B. das Land Brandenburg durch das Brandenburgische Gesetz zur Ände-
rung besoldungs- und versorgungsrechtlicher sowie weiterer beamtenrechtlicher Vorschriften 
2018 vom 18. Dezember 2018 (GVBl. Nr. 35). 
Die alleinige Hebung der Einstiegsämter der Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen be-
ziehungsweise im Primar- und Sekundarbereich I würde zu einem Attraktivitätsverlust bei 
zahlreichen Funktionsstellen in Grundschulen, die derzeit ebenfalls in der Besoldungsgruppe 
A 13 teilweise mit einer Amtszulage ausgebracht sind, führen. Aufgrund der gleichzeitig hö-
heren Arbeitsbelastung und Verantwortung der Funktionsstelleninhaberinnen und Funktions-
stelleninhaber muss sichergestellt werden, dass die Ämter weiterhin finanziell attraktiv ge-
staltet werden, damit potentielle Kandidatinnen und Kandidaten ihr Interesse an einer sol-
chen Position nicht verlieren oder von einer möglichen Bewerbung nicht Abstand nehmen. 
Folglich sind auch diese Ämter besoldungsrechtlich anzuheben.  
Die Anhebung der Ämter wird wie folgt umgesetzt:  
Die Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen beziehungsweise im Bereich der Primar- und 
Sekundarstufe I der Besoldungsgruppen A 12 oder A 12a der Anlage I – Besoldungsordnun-
gen A und B – sowie der Besoldungsgruppen A 12 oder A 12a der Anlage IV – künftig weg-
fallende Ämter – werden jeweils ab dem 1. August 2021 in ein Amt der Besoldungsgruppe A 
13 der genannten Anlagen, welches auch ihr Einstiegsamt darstellen wird, gesetzlich über-
geleitet. Für den Übergangszeitraum bis zur gesetzlichen Überleitung erhalten sie vom 1. 
August 2019 bis einschließlich 31. Juli 2021 ruhegehaltfähige monatliche Zulage in Höhe von 
240 Euro bzw. ab dem 1. August 2020 in Höhe von 360 Euro. Neben der Zulage wird die 
bereits seit dem 1. Juli 2017 gewährte allgemeine Stellenzulage nicht gezahlt.  
Die Ämter der Funktionsstelleninhaberinnen und Funktionsstelleninhaber, die Leitungsauf-
gaben an Grundschulen wahrnehmen, werden bereits zum 1. August 2019 dahingehend 
angehoben, dass den Betroffenen eine Amtszulage zu gewähren ist. Haben sie bereits am 
31. Juli 2019 ein Amt inne, dass mit einer Amtszulage ausgebracht ist, so sind sie in die 
nächsthöhere Besoldungsgruppe gesetzlich überzuleiten.  
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Zudem werden durch Artikel 5 Nummern 2, 3 und 6 (Änderung des Bremischen Besol-
dungsgesetzes 2019) die Vorschriften über die Ruhegehaltfähigkeit von Funktions-
Leistungsbezügen von Professorinnen und Professoren erweitert. Dies stärkt den Wissen-
schaftsstandort Freie Hansestadt Bremen. Nunmehr können auch ruhegehaltfähige Funkti-
ons-Leistungsbezüge an Professorinnen und Professoren gewährt werden, die im Rahmen 
einer gemeinsamen Berufung im Sinne des § 20 des Bremischen Hochschulgesetzes an 
einer außerhochschulischen Forschungseinrichtung Leitungsaufgaben übernehmen. Die 
Gewährung der Funktions-Leistungsbezüge und deren Ruhegehaltfähigkeit setzen jedoch 
vorhandene Drittmittel sowie die Zahlung eines Versorgungszuschlags in Höhe von 30 % der 
gewährten Funktions-Leistungsbezüge durch die außerhochschulische Forschungseinrich-
tung voraus.  
Zu den Vorschriften im Einzelnen: 

Zu Artikel 1 (BremBBVAnpG 2019/2020/2021): 
Nach § 18 des Bremischen Besoldungsgesetzes und § 81 des Bremischen Beamtenversor-
gungsgesetzes sind die Bezüge der Beamtinnen und Beamten, Richterinnen 
und Richter sowie der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger 
regelmäßig an die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen 
Verhältnisse anzupassen. Mit der regelmäßigen Anpassung der Bezüge wird eine amtsan-
gemessene Alimentation im Sinne des Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes als hergebrachten 
Grundsatz des Berufsbeamtentums sichergestellt.  
Zur Frage, ob die gewährten Besoldungsleistungen noch amtsangemessen sind, hat das 
Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zum Landesbesoldungsrecht im Bereich der Be-
soldungsordnung R in den Ländern Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Rheinland-
Pfalz konkret Stellung genommen (vgl. BVerfG, Urteil vom 5. Mai 2015, u. a. 2 BvL 17/09) 
und diese Rechtsprechung in einer weiteren Entscheidung bestätigt (BVerfG, Urteil vom 17. 
November 2015, 2 BvL 19/09). Danach ist im Rahmen einer Gesamtschau und mit Hilfe von 
aus dem Alimentationsprinzip ableitbaren und volkswirtschaftlich nachvollziehbaren fünf Pa-
rametern ein durch Zahlenwerte konkretisierter Orientierungsrahmen für eine grundsätzlich 
verfassungsgemäße Ausgestaltung der Alimentationsstruktur und des Alimentationsniveaus 
zu ermitteln. Soweit drei der fünf Parameter aufgrund der vorliegenden Daten erfüllt sind, 
wäre die Vermutung einer nicht-amtsangemessenen Alimentation gegeben. Im Falle einer 
vermuteten Unteralimentation folgen weitere Prüfungsschritte. Kommt der Gesetzgeber im 
ersten Prüfungsschritt bereits zum Ergebnis, dass keine Unteralimentation vermutet wird, 
können die weiteren Prüfungsschritte unterbleiben. Der Rechtsauffassung des Bundesver-
waltungsgerichts, wonach bereits das deutliche Unterschreiten von zwei Parametern die 
Vermutung einer Unteralimentation rechtfertige, wird nicht gefolgt, da sie sich aus den Ent-
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts zu Art. 33 Abs. 5 GG nicht entnehmen lassen 
können (vgl. BVerwG, Vorlagebeschluss vom 22. September 2017 – u. a. 2 C 56/16, 2 C 
57/16, Rn. 28, juris). Insoweit bleibt die Rechtsauffassung des Bundesverfassungsgerichts 
hierzu abzuwarten. Die teilweise von den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts abwei-
chende Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und einzelner erstinstanzlicher 
Verwaltungsgerichte zeigt, dass die anhand der bisherigen Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts vorgenommene Prüfung und Bewertung der Besoldung im Land Bremen 
für den Zeitraum 2019 bis 2021 unter dem Vorbehalt steht, dass das Bundesverfassungsge-
richt bei seiner bisherigen Rechtsauffassung verbleibt und nicht der Argumentation des Bun-
desverwaltungsgerichts folgen wird.  
Im Ergebnis ist zusammenfassend festzustellen, dass mit der geplanten Anpassung der Be-
züge in den Jahren 2019 bis 2021 eine amtsangemessene Alimentation sichergestellt wird. 
Die vom Bundesverfassungsgericht vorgegebenen Parameter werden in einigen Besol-
dungsgruppen in zwei von fünf Punkten verletzt, jedoch in keiner Besoldungsgruppe in mehr 
als zwei Punkten. Folglich ist eine Unteralimentation auf der ersten Prüfungsstufe zu vernei-
nen. Die entsprechenden Zahlenwerte, die der Einschätzung zugrunde liegen, sind der Anla-
ge zu dieser Begründung zu entnehmen. Da logischerweise die Entwicklung des Verbrau-
cherpreisindex, des Nominallohnindex sowie der Entwicklung der Besoldung in den Ländern 
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in den Jahren 2019 bis 2021 nur prognostiziert werden kann, wurde hier beim Nominallohn-
index und Verbraucherpreisindex auf den Durchschnittswert des Zeitraums 2016 bis 2018 
abgestellt. Hinsichtlich der Entwicklung der Besoldung in den Ländern gehen die Berech-
nungen von einer Übernahme des Ergebnisses im TV-L-Bereich für den Zeitraum 2019 bis 
2021 im Gesamtvolumen aus.  
Des Weiteren war zu prüfen, ob die Nettoalimentation im Land Bremen den Mindestabstand 
zum sozialhilferechtlichen Existenzminimum, also zum Grundsicherungsniveau, einhält (vgl. 
BVerfG, Beschluss vom 17. November 2015, 2 BvL 19/09, Rn. 93, juris). Der Mindestab-
stand wäre unterschritten, wenn die Besoldung um weniger als 15 vom Hundert über dem 
sozialhilferechtlichen Bedarf läge. Hierbei ist zu prüfen, ob die Beamtin oder der Beamte als 
Alleinverdienerin oder Alleinverdiener mit den gewährten Dienstbezügen den angemessenen 
Lebensunterhalt einer vierköpfigen Familie durchgängig aufrechterhalten kann. Eine Konkre-
tisierung der Berechnungsmethodik durch das Bundesverfassungsgericht ist bislang unter-
blieben, sodass die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung teilweise voneinander abwei-
chende Berechnungsvorgaben herausgearbeitet hat. 
Den vom Bundesverwaltungsgericht hierzu dargelegten Berechnungsmethoden ist nicht zu 
folgen, da sie sachfremd sind und zu unbilligen Ergebnissen führen würden. So stellt das 
Bundesverwaltungsgericht auf die Besoldung der untersten Besoldungsgruppe, erste Grund-
gehaltsstufe, ab, nimmt aber gleichzeitig die höchstmöglichen Lebenshaltungskosten, wie 
Wohnungsmieten im höchsten Preissegment sowie höchstmögliche Energiekosten an. Zu-
dem sieht das Bundesverwaltungsgericht bei einer zu geringen Besoldung in der untersten 
Besoldungsgruppe eine Folgewirkung für die übrigen Besoldungsgruppen aufgrund des Ab-
standsgebotes, die wiederum deutlich über dem sozialhilferechtlichen Existenzminimum lie-
gen. Hierzu bleibt folglich die weitere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ab-
zuwarten.  
Um dennoch eine sachgerechte Bewertung vornehmen zu können, wird auf die Berech-
nungsweise in der Begründung zum Bundesbesoldungsanpassungsgesetz 2018/2019/2020 
vom 8. November 2018 (Drs. 379/18) zurückgegriffen. Auch hier ist die Berechnung der An-
lage zu dieser Begründung zu entnehmen.  
Zu § 1 (Geltungsbereich): 
Die Vorschrift regelt den Geltungsbereich des Gesetzes. 
Zu § 2 (Anpassung der Dienstbezüge und sonstigen Bezüge 2019): 
Nach § 18 Abs. 1 BremBesG ist die Besoldung entsprechend der Entwicklung der allgemei-
nen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und unter Berücksichtigung der mit den 
Dienstaufgaben verbundenen Verantwortung regelmäßig anzupassen. Bei der Beurteilung 
der Notwendigkeit und Angemessenheit einer Anpassung der Besoldung hat der Gesetzge-
ber nach Art. 33 Abs. 5 GG einen weiten Gestaltungsspielraum. Für eine Besoldungsanpas-
sung müssen sachliche Gründe erkennbar sein. Die Mindestanforderungen und Grenzen des 
Art. 33 Abs. 5 GG sind zu berücksichtigen. Das in Art. 33 Abs. 5 GG verankerte Alimentati-
onsprinzip erfordert, dass den Beamtinnen und Beamten sowie den Versorgungsempfänge-
rinnen und Versorgungsempfängern ein ihrem Dienstrang, der mit ihrem Amt verbundenen 
Verantwortung entsprechender und nach Maßgabe der Bedeutung des Berufsbeamtentums 
für die Allgemeinheit angemessener Lebensunterhalt entsprechend der Entwicklung der all-
gemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und des allgemeinen Lebensstan-
dards gewährt wird. Bei der Bestimmung der Amtsangemessenheit spiegeln Tarifabschlüsse 
im öffentlichen Dienst die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Ver-
hältnisse wieder. Es ist davon auszugehen, dass die Tarifabschlüsse im TV-L-Bereich zu-
mindest Indizwirkung für eine Weiterentwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse sowie des 
allgemeinen Lebensstandards haben.  
Folglich ist die in § 2 beschriebene Anpassung maßgebend, die sich am Tarifabschluss im 
Bereich der Tarifgemeinschaft des öffentlichen Dienstes der Länder vom 2. März 2019 im 
Gesamtvolumen orientiert.  
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Zu § 3 (Anpassung von Bezügen nach fortgeltendem Recht für das Jahr 2019): 
Die Nummern 1 bis 5 regeln die Erhöhung der Bezüge nach fortgeltenden Besoldungsord-
nungen bzw. Vorschriften für Hochschullehrerinnen und -lehrer. Nummer 3 stellt hierbei eine 
spezielle Regelung für die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der Besoldungsord-
nung C dar.  
Zu § 4 (Anpassung der Dienstbezüge und sonstigen Bezüge für das Jahr 2020): 
Die Vorschrift bestimmt die prozentuale Erhöhung der Besoldung für das Jahr 2020. Basis 
dieser Erhöhung sind die Beträge, die sich nach der Anpassung der Bezüge aus dem Jahr 
2019 nach § 2 und § 3 dieses Gesetzes ergeben. Die Erhöhung erfolgt zum 1. Januar 2020 
um 3,2 vom Hundert. 
Zu § 5 (Anpassung der Dienstbezüge und sonstigen Bezüge für das Jahr 2021): 
Die Vorschrift bestimmt die prozentuale Erhöhung der Besoldung für das Jahr 2021. Basis 
dieser Erhöhung sind die Beträge, die sich nach der Anpassung der Bezüge aus dem Jahr 
2020 nach § 4 dieses Gesetzes ergeben. Die Erhöhung erfolgt zum 1. Januar 2021 um 1,4 
vom Hundert. 
Zu § 6 (Anpassung der Beamtenversorgungsbezüge für die Jahre 2019, 2020 und 
2021): 
Die Anpassung der Besoldungsbezüge ist gemäß § 81 BremBeamtVG auch für die Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger entsprechend zu regeln. 
Danach sind die linearen Erhöhungen zum 1. Januar 2019 (3,2 vom Hundert), zum 1. Januar 
2020 (3,2 vom Hundert) und 1. Januar 2021 (1,4 vom Hundert) auch Grundlage für die all-
gemeine Anpassung der Beamtenversorgungsbezüge.  
Absatz 2 beinhaltet eine Kürzungsregelung für Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger, deren Beamtenversorgungsbezüge zum Zeitpunkt des Eintritts oder der 
Versetzung in den Ruhestand keine allgemeine Stellenzulage zugrunde lag. Mit dem Fünften 
Gesetz zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 28. Mai 1990 wurde die sei-
nerzeitige Stellenzulage nach der Vorbemerkung Nummer 27 in den Besoldungsgruppen A 1 
bis A 8 in das Grundgehalt integriert. Die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger wurden in das neue - erhöhte - Grundgehalt übergeleitet. Da die Stellenzulage 
nicht alle Beamtinnen und Beamte sowie nicht alle Versorgungsbezügeberechtigte vor der 
Überleitung in das neue Grundgehalt erhalten haben, waren diese zur Vermeidung von nicht 
gerechtfertigten Besserstellungen von der Erhöhung des Grundgehalts auszuschließen. Dies 
erfolgt durch einen seinerzeit festgestellten Minderungsbetrag. Der Minderungsbetrag wurde 
und wird entsprechend der Dynamisierungsfaktoren, mit denen die Versorgungsbezüge in 
der Folgezeit angepasst wurden und werden, fortgeschrieben. Die Fortschreibung des Ver-
minderungsbetrages für den betroffenen Personenkreis ist auch angezeigt und wird in den 
übrigen Ländern sowie beim Bund entsprechend vorgenommen. 
Durch Absatz 3 werden die Zuschläge zum Ruhegehalt aufgrund von Kindererziehungs- und 
Pflegezeiten im Rahmen der Besoldungs- und Beamtenversorgungsanpassung dynamisiert. 
Mit Inkrafttreten des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes zum 1. Januar 2015 wurden 
die Regelungen über die Bestimmung von Kindererziehungs- und Kinderpflegezuschlägen 
vereinfacht. Die bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Vorschriften zur Anrechnung von 
Kindererziehungs- und Pflegezeiten standen in ihrer rein rentenrechtlichen Ausgestaltung 
systemwidrig zur Beamtenversorgung und verursachten durch die rentenrechtliche Höchst-
grenzenberechnung einen erheblichen Verwaltungsaufwand. Auf diese aufwändige renten-
rechtliche Höchstgrenzenberechnung wird nunmehr verzichtet. Sie wurde durch einmalig 
nach den bisherigen Berechnungsgrundlagen aus dem Rentenwert vom 1. Juli 2014 und den 
rentenrechtlichen Rechengrößen 2014 abgeleitete monatliche Zuschlagsbeträge ersetzt. Die 
Anpassung der Beträge erfolgt nach der Systemumstellung losgelöst vom Rentenrecht sys-
temkonform mit der Anpassung der Beamtenversorgung. Die Anpassung der Zuschläge zum 
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Ruhegehalt zum 1. Januar 2019, 1. Januar 2020 und 1. Januar 2021 wird durch Absatz 3 
sichergestellt. 
Zu § 7 (Rundungsregelung):  
Die Vorschrift enthält eine erforderliche allgemeine Rundungsregelung bei der Berechnung 
der sich aus den einzelnen Anpassungen ergebenden Beträge des Familienzuschlags. 
Zu § 8 (Bekanntmachung der Beträge): 
Die erhöhten Beträge ergeben sich aus den Besoldungstabellen zum Bremischen Besol-
dungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung. Die erhöhten Zuschläge zum Ruhegehalt für 
Kindererziehungszeiten und Pflegezeiten ergeben sich aus der Anlage zum Bremischen Be-
amtenversorgungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes): 

Zu Nummer 1 (§ 5 Ruhegehaltfähige Dienstbezüge): 
Rein redaktionelle Anpassung durch Verweis auf die Vorschriften über Hochschul-
Leistungsbezüge und deren Ruhegehaltfähigkeit nach §§ 28, 29 des Bremischen Besol-
dungsgesetzes. 
Zu Nummer 2 (Anlage): 
Die durch Artikel 1 § 6 Abs. 4 dieses Gesetzes erfolgte Anpassung der Zuschläge zum Ru-
hegehalt (§§ 58 bis 60 BremBeamtVG) zum 1. Januar 2019 hat zur Folge, dass die Beträge 
in der Anlage zum BremBeamtVG entsprechend neu auszuweisen sind. 

Zu Artikel 3 (Weiter Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes): 
Die zum 1. Januar 2020 erneute Anpassung der Zuschläge zum Ruhegehalt (§§ 58 bis 60 
BremBeamtVG) sind in der Anlage zum BremBeamtVG neu auszuweisen. 

Zu Artikel 4 (Weitere Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes): 
Die zum 1. Januar 2021 erneute Anpassung der Zuschläge zum Ruhegehalt (§§ 58 bis 60 
BremBeamtVG) sind in der Anlage zum BremBeamtVG neu auszuweisen. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes): 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht): 
Folgeänderung zu Nummer 4 und 6. 
Zu Nummer 2 (§ 28 Leistungsbezüge in der Besoldungsordnung W): 
Zu Buchstabe a): 
Der jeweils geltende Betrag der Mindesthochschul-Leistungsbezüge ergibt sich aus geset-
zessystematischen Gründen nunmehr aus der Anlage 3 Nummer 2 (Besoldungsordnung W). 
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Zu Buchstabe b): 
Die Änderung dient der Stärkung des Wissenschaftsstandortes Bremen. Bei den Kooperati-
onsprofessorinnen und Kooperationsprofessoren im Sinne des § 20 des Bremischen Hoch-
schulgesetzes handelt es sich ausnahmslos um hochqualifizierte und umworbene Persön-
lichkeiten, die für den Wissenschaftsstandort Bremen von herausragender Bedeutung sind. 
Die gemeinsame Berufung erfolgt in Bremen anhand des sog. Berliner Modells, d.h. die Pro-
fessorin oder der Professor erfüllt ihre oder seine Verpflichtung zur Forschung gegenüber 
der Hochschule/Universität durch ihre oder seine Tätigkeit in leitender Funktion an der For-
schungseinrichtung. Dabei ist neben der Leitung der außerhochschulischen Forschungsein-
richtung auch die Möglichkeit der Leitung einzelner Abteilungen gegeben. Die Erstattung von 
Grundgehalt und Leistungsbezügen dieses Personenkreises erfolgt durch die außerhoch-
schulischen Forschungseinrichtungen zu 100 %.  

Zu Nummer 3 (§ 29 Ruhegehaltfähigkeit von Leistungsbezügen in der Besoldungsord-
nung W): 
Die Neufassung des Absatzes 4 und die Änderung in Absatz 5 dienen der redaktionellen 
Klarstellung. 
Der neue Absatz 6 stellt eine Regelung zur Stärkung des Wissenschaftsstandortes Bremen 
dar. 
Die Regelung des Absatzes 6 stellt sicher, dass die an Kooperationsprofessorinnen und Ko-
operationsprofessoren gezahlten Funktions-Leistungsbezüge, die ihnen im Rahmen ihrer 
Leitungsfunktionen an außerhochschulischen Forschungseinrichtungen gewährt werden, 
auch ruhegehaltfähig werden können. Dies gilt aber nur, soweit die außerhochschulischen 
Forschungseinrichtungen einen Versorgungszuschlag für die Zeiten der gemeinsamen Beru-
fung nach § 20 Abs. 1 BremHG an den Dienstherrn der Professorin oder des Professors zah-
len. Dies dient zur Deckung der Versorgungslasten, die die Freie Hansestadt Bremen im 
Versorgungsfall treffen.  
Durch die Evaluationsklausel des Absatzes 7 wird der Senatorin für Finanzen die Möglichkeit 
eröffnet, die Entwicklung der Beamtenversorgungslasten durch den neu eingefügten Absatz 
6 regelmäßig zu überprüfen. Hierbei wird auch zu prüfen sein, ob der gezahlte Versorgungs-
zuschlag von 30 v. H. der gewährten Funktions-Leistungsbezüge die hierdurch entstehenden 
Versorgungslasten, die allein die Freien Hansestadt Bremen zu tragen hat, ausreichend ge-
genfinanzieren können.  
 
Zu Nummer 4 (§ 48a Zulage für Lehrkräfte zur stufenweisen Anhebung der Lehramts-
besoldung): 
Die Vorschrift stellt eine finanzielle Besserstellung der Lehrkräfte im Vorgriff auf die zum  
1. August 2021 umzusetzende besoldungsrechtliche Höherbewertung ihrer Ämter dar.  
Die Zulagengewährung erfolgt nur in Zeiträumen, in denen auch ein Anspruch auf Dienstbe-
züge besteht. Da es sich bei der Zulage um Dienstbezüge handelt, greift § 9 und der Grund-
satz der zeitanteiligen Besoldung. Die Zulage wird ab dem 1. August 2019 bis einschließlich 
31. Juli 2020 in Höhe von monatlich 240 Euro gezahlt. Dieser Betrag erhöht sich für den Zeit-
raum vom 1. August 2020 bis einschließlich 31. Juli 2021 um 120 Euro auf einen Betrag in 
Höhe von insgesamt 360 Euro. Ab dem 1. August 2021 entfällt die Zulage im Zeitpunkt der 
Höherbewertung des Amtes und der gesetzlichen Überleitung nach § 74.  
Die Zulage ist nach zweijährigem Bezug ruhegehaltfähig. Die Höhe, in der die Zulage so-
dann nach zweijährigem Bezug als ruhegehaltfähig gilt, ergibt sich aus dem zuletzt erhalte-
nen Betrag. Die Zulage nimmt nicht an allgemeinen regelmäßigen Besoldungsanpassungen 
im Sinne des § 18 teil. 
Die allgemeine Stellenzulage nach § 42, die seit dem 1. Juli 2017 auch für Lehrkräfte in den 
Besoldungsgruppen A 12 und A 12a gezahlt wird, entfällt für den Bereich der Lehrkräfte in 
den Besoldungsgruppen A 12 und A 12a für den Zeitraum vom 1. August 2019 bis 31. Juli 
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2021. Sie wird ab dem 1. August 2021, dem Zeitpunkt der gesetzlichen Überleitung wieder 
gezahlt. Dies ist aufgrund des Sinn und Zwecks der Neuregelung zum 1. Juli 2017 auch an-
gezeigt, da die allgemeine Stellenzulage Besoldungsdifferenzen zwischen den Besoldungs-
gruppen A 12, A 12a und A 13 ausgleichen sollte. Treten Beamtinnen und Beamte in den 
Ruhestand oder werden in den Ruhestand versetzt, ohne dass die Zulage nach § 48a Abs. 1 
und 2 ruhegehaltfähig wird, so erhalten sie als ruhegehaltfähigen Dienstbezug die allgemei-
ne Stellenzulage nach den Vorgaben des Absatzes 3.  
Zu Nummer 5 (§ 74 Übergangsvorschrift im Bereich der Lehrkräfte): 
Die Regelung stellt die gesetzliche Überleitungsvorschrift der  

− Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen beziehungsweise der Primar- und Sekundar-
stufe I ab dem 1. August 2021 und 

− Funktionsstelleninhaberinnen und Funktionsstelleninhaber mit Leitungsaufgaben an 
Grundschulen ab dem 1. August 2019  

dar. Hierbei handelt es sich um eine gesetzliche Stellenhebung. 
Eine gesetzliche Stellenhebung liegt vor, wenn Ämter aus einer bestimmten Besoldungs-
gruppe ohne Änderung der äußeren Merkmale (Amtsbezeichnung, Tätigkeitsbereich) und 
des Inhalts des abstrakten Amtes ohne erneute Ernennung herausgenommen und in eine 
Besoldungsgruppe mit höherem Endgrundgehalt oder in dieselbe, jedoch mit einer Amtszu-
lage ausgestatteten Besoldungsgruppe eingestuft werden. Die betreffenden Ämter erfahren 
also z. B. aus besoldungs- oder beamtenpolitischen Erwägungen eine besoldungsrechtliche 
Besserstellung. Derartige Stellenhebungen erfolgen nur auf der Grundlage von Rechtsvor-
schriften (Bundesbesoldungsgesetz, Landesbesoldungsgesetz) oder deren Änderung. Ver-
waltungsmäßig werden sie durch sog. Überleitungsverfügungen vollzogen. Stellenhebungen 
werden demnach durch den für das Besoldungsrecht zuständigen Gesetzgeber vorgenom-
men und zwar auf einer funktionsbezogenen Bewertung der jeweiligen Ämter (vgl. VGH 
Hessen, Urteil vom 5. Mai 1993 – 1 UE 4017/88 –, Rn. 26, juris). Es bedarf im Falle der 
Übertragung eines Amtes einer höheren Besoldungsgruppe kraft Gesetzes keines weiteren 
Einzelaktes einer Ernennung (vgl. VG Augsburg, Urteil vom 5. April 2007 – Au 2 K 06.1483 –, 
Rn. 16, juris). Personalrechtliche Maßnahmen im Sinne von Beförderungsverfahren sind da-
her im Einzelfall nicht erforderlich. Gleichwohl ist der Vorgang der Höherbewertung in der 
jeweiligen Personalakte zu dokumentieren. 
Soweit eine Stellenhebung im Bereich der Anlage IV – künftig wegfallende Ämter – erfolgt, 
wird in der Vorschrift durch Nichtanwendung des § 68 Satz 1 ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass in diesem Ausnahmevorgang einer gesetzlichen Überleitung auch Ämter der Anla-
ge IV vergeben werden dürfen. 
Funktionsstelleninhaberinnen und Funktionsstelleninhaber von Leitungsaufgaben an Grund-
schulen werden, soweit sie bislang keine Amtszulage erhalten haben, in ein Amt mit Amtszu-
lage gesetzlich übergeleitet. Soweit bereits eine Amtszulage am 31. Juli 2019 gewährt wurde, 
kommt hier nur die Überleitung in die nächsthöhere Besoldungsgruppe in Betracht.  
Hinsichtlich der sog. Wartezeit zur Versorgung aus dem letzten Amt im Sinne des § 5 Abs. 3 
des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes gilt Folgendes: 
Ist eine Beamtin oder ein Beamter aus einem Amt in den Ruhestand getreten, das nicht dem 
jeweiligen Einstiegsamt der Laufbahngruppe oder das keiner Laufbahn angehört, und hat sie 
oder er die Dienstbezüge dieses oder eines mindestens gleichwertigen Amtes vor dem Ein-
tritt oder der Versetzung in den Ruhestand nicht mindestens zwei Jahre erhalten, so sind 
ruhegehaltfähig nur die Bezüge des vorher bekleideten Amtes. Nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung gilt die Wartefrist auch bei Stellenhebungen, die auf der Grundlage von 
Rechtsvorschriften geschehen, bei denen also eine Beförderung durch Ernennung oder er-
nennungsgleichen Akt nicht vorgenommen wird (vgl. BVerwG, Urteil vom 6. April 2017 – 2 C 
13/16 –, Rn. 21, juris). Für die Ausnahme der Wartefrist bedürfe es nach Auffassung des 
Bundesverwaltungsgerichts einer gesetzlichen Anordnung. Diese besteht nach den bremi-
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schen beamtenversorgungsrechtlichen Vorschriften nicht. Folglich wirkt sich für die am  
1. August 2019 übergeleiteten Funktionsstelleninhaberinnen und Funktionsstelleninhaber 
eine Versorgung aus dem übergeleiteten Amt erst nach zweijährigem Verbleiben im überge-
leiteten Amt aus. Dies gilt auch für die Überleitung in ein Amt mit Amtszulage. 
Für die zum 1. August 2021 überzuleitenden Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen und 
des Bereichs der Primar- und Sekundarstufe I gilt die Wartefrist des § 5 Abs. 3 Satz 1 Brem-
BeamtVG nicht, weil das übergeleitete Amt ab dem 1. August 2021 ihr Einstiegsamt darstellt. 
Die Regelung zur Wartezeit stellt gerade auf Beförderungsämter und auf Ämter ab, die kei-
ner Laufbahn angehören (Vermeidung von beamtenversorgungsrechtlichen Besserstellun-
gen aufgrund von Gefälligkeitsbeförderungen).  
Die Stellenhebungen für Leitungsaufgaben an Grundschulen gelten nicht als anderes Amt 
mit leitender Funktion im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2 des Bremischen Beamtengesetzes. 
Insoweit erfolgt ein sinngemäßer Verweis auf § 74 Abs. 1 Bremisches Besoldungsgesetz. 
Zu Nummer 6 (§ 76 Übergangsvorschrift aus Anlass des Professorenbesoldungsre-
formgesetzes 2002 und zur Vergabe und Ruhegehaltfähigkeit von Funktions-
Leistungsbezügen): 
Durch den neuen Absatz 2 wird die rückwirkende Möglichkeit der Gewährung von Funktions-
Leistungsbezügen an Professorinnen und Professoren für die Leitungsaufgabe an außer-
hochschulischen Forschungseinrichtungen eröffnet. Gleichwohl bedarf es auch hier der Vo-
raussetzungen des § 28 Abs. 4 und hinsichtlich der möglichen Ruhegehaltfähigkeit der Vo-
raussetzungen des § 29 Abs. 5 und 6. Soweit kein Versorgungszuschlag für die zurücklie-
genden Zeiträume gezahlt wird, können die Funktions-Leistungsbezüge auch nicht als ruhe-
gehaltfähige Dienstbezüge berücksichtigt werden.  
Zu Nummer 7 und 8 (Anlage I und Anlage IV): 
Mit der Änderung der Anlagen I und IV werden die besoldungsrechtlich neu bewerteten Äm-
ter der Funktionsstelleninhaberinnen und Funktionsstelleninhaber von Leitungsaufgaben an 
Grundschulen in den Besoldungsordnungen neu ausgebracht.  
Zu Nummer 9 (Anlagen 1 bis 10): 
Die durch Artikel 1 §§ 2, 3 ab dem 1. Januar 2019 um 3,2 vom Hundert angepassten Beträge 
werden in den Anlagen 1 bis 10 zum Bremischen Besoldungsgesetz ausgewiesen. 

Zu Artikel 6 (Weitere Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes): 
Die durch Artikel 1 § 4 ab dem 1. Januar 2020 um 3,2 vom Hundert angepassten Beträge 
werden in den Anlagen 1 bis 10 zum Bremischen Besoldungsgesetz ausgewiesen. 

Zu Artikel 7 (Weitere Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes): 
Zu Nummer 1 und 2 (Anlage I und Anlage IV): 
Mit der Änderung der Anlagen I und IV werden die besoldungsrechtlich neu bewerteten Äm-
ter der Lehrerinnen und Lehrer an allgemeinbildenden Schulen und im Bereich der Primar- 
und Sekundarstufe I neu ausgebracht. 
Zu Nummer 3 (Anlagen 1 bis 10): 
Die durch Artikel 1 § 5 ab dem 1. Januar 2021 um 1,4 vom Hundert angepassten Beträge 
werden in den Anlagen 1 bis 10 zum Bremischen Besoldungsgesetz ausgewiesen. 

Zu Artikel 8 (Änderung der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung): 
Die durch Artikel 1 § 2 ab dem 1. Januar 2019 um 3,2 vom Hundert dynamisierte Erschwer-
niszulage „Dienst zu ungünstigen Zeiten“ in der allgemeinen Verwaltung und im Bereich des 
Polizeivollzugsdienstes wird unmittelbar in der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung 
ausgewiesen. Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Klarstellung. 
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Zu Artikel 9 (Weitere Änderung der Bremischen Erschwerniszulagenverord-
nung): 
Die durch Artikel 1 § 4 ab dem 1. Januar 2020 um 3,2 vom Hundert dynamisierte Erschwer-
niszulage „Dienst zu ungünstigen Zeiten“ in der allgemeinen Verwaltung und im Bereich des 
Polizeivollzugsdienstes wird unmittelbar in der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung 
ausgewiesen.  

Zu Artikel 10 (Weitere Änderung der Bremischen Erschwerniszulagenverord-
nung): 
Die durch Artikel 1 § 5 ab dem 1. Januar 2021 um 1,4 vom Hundert dynamisierte Erschwer-
niszulage „Dienst zu ungünstigen Zeiten“ in der allgemeinen Verwaltung und im Bereich des 
Polizeivollzugsdienstes wird unmittelbar in der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung 
ausgewiesen.  

Zu Artikel 11 (Inkrafttreten): 
Regelt das Inkrafttreten.  
 



Anhang zur Begründung des Gesetzes zur Anhebung der Lehramtsbesoldung 

und zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 

2019/2020/2021 

 
 

A. Darstellung der Parameter zu Artikel 1 
 
 

Erster Parameter: Entwicklung Besoldung im Verhältnis zu den Tarifentgelten im 

Bereich des TV-L 
 

Besoldungsgruppe A 4 - A 10 

Zeitraum 1.1.2005 - 31.12.2019 

Jahr der Anpassung Erhöhung Besoldung in % Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2004 = 100 

2005 -3,20 96,80 

2006 -3,20 93,70 

2007 0,00 93,70 

2008 2,90 96,42 

2009 3,00 99,31 

2010 1,20 100,50 

2011 1,50 102,01 

2012 1,90 103,95 

2013 2,65 106,70 

2014 2,95 109,85 

2015 2,10 112,16 

2016 2,30 114,74 

2017 2,00 117,03 

2018 2,35 119,78 

2019 3,20 123,61 

Die Kürzung der Sonderzahlung wird in den Jahren 2005 und 2006 pauschal 

besoldungsgruppenübergreifend mit durchschnittlich 3,2 Prozent berücksichtigt. 

 

Besoldungsgruppe A 4 - A 10 

Zeitraum 1.1.2006 - 31.12.2020 

Jahr der Anpassung Erhöhung Besoldung in % Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2005 = 100 

2006 -3,20 96,80 

2007 0,00 96,80 

2008 2,90 99,61 

2009 3,00 102,60 

2010 1,20 103,83 

2011 1,50 105,39 

2012 1,90 107,39 

2013 2,65 110,24 

2014 2,95 113,49 



2015 2,10 115,87 

2016 2,30 118,54 

2017 2,00 120,91 

2018 2,35 123,75 

2019 3,20 127,71 

2020 3,20 131,80 

Die Kürzung der Sonderzahlung wird im Jahr 2006 pauschal 

besoldungsgruppenübergreifend mit durchschnittlich 3,2 Prozent berücksichtigt. 

 

Besoldungsgruppe A 4 - A 10 

Zeitraum 1.1.2007 - 31.12.2021 

Jahr der Anpassung Erhöhung Besoldung in % Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2006 = 100 

2007 0,00 100,00 

2008 2,90 102,90 

2009 3,00 105,99 

2010 1,20 107,26 

2011 1,50 108,87 

2012 1,90 110,94 

2013 2,65 113,88 

2014 2,95 117,24 

2015 2,10 119,70 

2016 2,30 122,45 

2017 2,00 124,90 

2018 2,35 127,84 

2019 3,20 131,93 

2020 3,20 136,15 

2021 1,40 138,06 

 

Besoldungsgruppe A 11 - A 16, 

Besoldungsordnungen B, C, R und W 

Zeitraum 1.1.2005 - 31.12.2019 

Jahr der Anpassung Erhöhung Besoldung in % Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2004 = 100 

2005 -3,50 96,50 

2006 -3,50 93,12 

2007 0,00 93,12 

2008 2,90 95,82 

2009 3,00 98,69 

2010 1,20 99,87 

2011 1,50 101,37 

2012 1,90 103,30 

2013 1,50 104,85 

2014 1,50 106,42 

2015 2,10 108,65 



2016 2,30 111,15 

2017 2,00 113,37 

2018 2,35 116,03 

2019 3,20 119,74 

Die Wegfall bzw. die Kürzung der Sonderzahlung wird in den Jahren 2005 und 2006 

pauschal besoldungsgruppenübergreifend mit durchschnittlich 3,5 Prozent 

berücksichtigt. 

 
 

Besoldungsgruppe A 11 - A 16, 

Besoldungsordnungen B, C, R und W 

Zeitraum 1.1.2006 - 31.12.2020 

Jahr der Anpassung Erhöhung Besoldung in % Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2005 = 100 

2006 -3,50 96,50 

2007 0,00 96,50 

2008 2,90 99,30 

2009 3,00 102,28 

2010 1,20 103,51 

2011 1,50 105,06 

2012 1,90 107,06 

2013 1,50 108,67 

2014 1,50 110,30 

2015 2,10 112,62 

2016 2,30 115,21 

2017 2,00 117,51 

2018 2,35 120,27 

2019 3,20 124,12 

2020 3,20 128,09 

Der Wegfall der Sonderzahlung ab der Besoldungsgruppe A 12 wird im Jahr 2006 

pauschal besoldungsübergreifend mit durchschnittlich 3,5 Prozent berücksichtigt. 

 

Besoldungsgruppe A 11 - A 16, 

Besoldungsordnungen B, C, R und W 

Zeitraum 1.1.2007 - 31.12.2021 

Jahr der Anpassung Erhöhung Besoldung in % Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2006 = 100 

2007 0,00 100,00 

2008 2,90 102,90 

2009 3,00 105,99 

2010 1,20 107,26 

2011 1,50 108,87 

2012 1,90 110,94 

2013 1,50 112,60 

2014 1,50 114,29 



2015 2,10 116,69 

2016 2,30 119,37 

2017 2,00 121,76 

2018 2,35 124,62 

2019 3,20 128,61 

2020 3,20 132,73 

2021 1,40 134,59 

 

Entwicklung Tarifvertrag im öffentlichen Dienst der Länder 

(ab 1.11.2006: TV-L) 

1.1.2005 bis 31.12.2019 
 

Jahr der Erhöhung Erhöhung in % Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2004 = 100 

2005 0,00 100,00 

2006 0,00 100,00 

2007 0,00 100,00 

2008 2,90 102,90 

2009 3,00 105,99 

2010 1,20 107,26 

2011 1,50 108,87 

2012 1,90 110,94 

2013 2,65 113,88 

2014 2,95 117,24 

2015 2,10 119,70 

2016 2,30 122,45 

2017 2,00 124,90 

2018 2,35 127,84 

2019 3,01 131,69 

 
Entwicklung Tarifvertrag im öffentlichen Dienst der Länder 

(ab 1.11.2006: TV-L) 

1.1.2006 - 31.12.2020 
 

Jahr der Erhöhung Erhöhung in % Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2005 = 100 

2006 0,00 100,00 

2007 0,00 100,00 

2008 2,90 102,90 

2009 3,00 105,99 

2010 1,20 107,26 

2011 1,50 108,87 

2012 1,90 110,94 

2013 2,65 113,88 

2014 2,95 117,24 

2015 2,10 119,70 



2016 2,30 122,45 

2017 2,00 124,90 

2018 2,35 127,84 

2019 3,01 131,69 

2020 3,12 135,80 

 

Entwicklung Tarifvertrag im öffentlichen Dienst der Länder 

(ab 1.11.2006: TV-L) 

1.1.2007 - 31.12.2021 
 

Jahr der Erhöhung Erhöhung in % Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2006 = 100 

2007 0,00 100,00 

2008 2,90 102,90 

2009 3,00 105,99 

2010 1,20 107,26 

2011 1,50 108,87 

2012 1,90 110,94 

2013 2,65 113,88 

2014 2,95 117,24 

2015 2,10 119,70 

2016 2,30 122,45 

2017 2,00 124,90 

2018 2,35 127,84 

2019 3,01 131,69 

2020 3,12 135,80 

2021 1,29 137,55 

 
Entwicklung Besoldung in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 10 im Verhältnis 

zum Tarif 

 

2019: - 6,53 %; 2020: - 3,03 %; 2021: + 0,37 % 

Im Betrachtungszeitraum von 15 Jahren bleibt die Besoldung in den 

Besoldungsgruppen A 4 bis A 10 im Jahr 2019 relevant hinter der Entwicklung im 

Tarifbereich zurück, im Jahr 2020 geringfügig, ohne jedoch die Fünfprozentgrenze zu 

überschreiten. Im Jahr 2021 stellt sich die Entwicklung positiv dar. 

 
 

Entwicklung Besoldung in den Besoldungsgruppen A 11 bis A 16 sowie in den 

Besoldungsordnungen B, C, R und W im Verhältnis zum Tarif 

 

2019: - 9,98 %; 2020: - 6,02 %; 2021: - 2,20 % 

Die Besoldung ab der Besoldungsgruppe A 11 bleibt im Betrachtungszeitraum von 15 

Jahren in den Jahren 2019 und 2020 über 5 Prozent hinter der Entwicklung im 

Tarifbereich zurück. Im Jahr 2021 bleibt die Entwicklung der Besoldung ebenfalls 

zurück, allerdings innerhalb der Fünfprozentgrenze. 



Zweiter Parameter: Entwicklung Besoldung im Verhältnis zum Nominallohnindex 

im Land Bremen 

 

 
Nominallohnindex Land Bremen 1.1.2005 bis 31.12.2019 

 

Jahr 

Prozentuale Entwicklung 

(Angaben durch das 

Statistische Landesamt 

Bremen) 

 
Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2004 = 100 

2005 1,0% 101 

2006 1,4% 102,414 

2007 0,9% 103,335726 

2008 5,9% 109,4325338 

2009 0,6% 110,089129 

2010 1,4% 111,6303768 

2011 3,1% 115,0909185 

2012 4,2% 119,9247371 

2013 1,7% 121,9634576 

2014 1,8% 124,1587999 

2015 2,6% 127,3869287 

2016 1,7% 129,5525065 

2017 4,4% 135,2528167 

2018 3,1% 139,4456541 

2019 3,1% 143,7684693 

Die Berechnungen gehen für das Jahr 2019 von einer gleichbleibenden Entwicklung 

aus. 

 
Nominallohnindex Land Bremen 1.1.2006 bis 31.12.2020 

 

Jahr 

Prozentuale Entwicklung 

(Angaben durch das 

Statistische Landesamt 

Bremen) 

 
Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2005 = 100 

2006 1,4% 101,4 

2007 0,9% 102,3126 

2008 5,9% 108,3490434 

2009 0,6% 108,9991377 

2010 1,4% 110,5251256 

2011 3,1% 113,9514045 

2012 4,2% 118,7373635 

2013 1,7% 120,7558986 

2014 1,8% 122,9295048 

2015 2,6% 126,1256719 

2016 1,7% 128,2698084 

2017 4,4% 133,9136799 

2018 3,1% 138,065004 

2019 3,1% 142,3450191 



2020 3,1% 146,7577147 

Die Berechnungen gehen für die Jahre 2019 und 2020 von einer gleichbleibenden 

Entwicklung aus. 

 
Nominallohnindex Land Bremen 1.1.2007 bis 31.12.2021 

 

Jahr 

Prozentuale Entwicklung 

(Angaben durch das 

Statistische Landesamt 

Bremen) 

 
Erhöhungen als Index zur 

Basis zum 31.12.2006 = 100 

2007 0,9% 100,9 

2008 5,9% 106,8531 

2009 0,6% 107,4942186 

2010 1,4% 108,9991377 

2011 3,1% 112,3781109 

2012 4,2% 117,0979916 

2013 1,7% 119,0886574 

2014 1,8% 121,2322533 

2015 2,6% 124,3842919 

2016 1,7% 126,4988248 

2017 4,4% 132,0647731 

2018 3,1% 136,1587811 

2019 3,1% 140,3797033 

2020 3,1% 144,7314741 

2021 3,1% 149,2181498 

Die Berechnungen gehen für die Jahre 2019 bis 2021 von einer gleichbleibenden 

Entwicklung aus. 

 
Entwicklung Besoldung in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 10 im Verhältnis 

zum Nominallohnindex 

 
2019: - 16,30 %; 2020: - 11,35 %; 2021: - 8,08 % 

 
Die Besoldung in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 10 bleibt im Betrachtungszeitraum 

von 15 Jahren in den Jahren 2019 bis 2021 hinter der Entwicklung des 

Nominallohnindex zurück und überschreitet dabei deutlich die Fünfprozentgrenze. 

 
 

Entwicklung Besoldung in den Besoldungsgruppen A 11 bis A 16 sowie in den 

Besoldungsordnungen B, C, R und W im Verhältnis zum Nominallohnindex 

 
 

2019: - 20,06 %; 2020: - 14,58 %; 2021: - 10,87 % 

Die Entwicklung der Besoldung ab der Besoldungsgruppe A 11 bleibt im 

Betrachtungszeitraum von 15 Jahren in den Jahren 2019 bis 2021 hinter der 

Entwicklung des Nominallohnindex zurück und überschreitet dabei deutlich die 

Fünfprozentgrenze. 



Dritter Parameter: Entwicklung Besoldung im Verhältnis zum 

Verbraucherpreisindex im Land Bremen 

 
 

Verbraucherpreisindex Land Bremen 1.1.2005 bis 31.12.2019 

 

Jahr 

Prozentuale Entwicklung 

(Angaben durch das 

Statistische Landesamt 

Bremen) 

 
Erhöhung als Index zur 

Basis zum 31.12.2004 = 100 

2005 1,6% 101,6 

2006 1,7% 103,3272 

2007 1,8% 105,1870896 

2008 2,5% 107,8167668 

2009 -0,4% 107,3854998 

2010 0,7% 108,1371983 

2011 2,5% 110,8406282 

2012 2,1% 113,1682814 

2013 1,2% 114,5263008 

2014 1,0% 115,6715638 

2015 0,4% 116,1342501 

2016 0,7% 116,9471898 

2017 1,8% 119,0522392 

2018 1,6% 120,8975489 

2019 1,6% 122,7714609 

Die Berechnungen gehen für das Jahr 2019 von einer gleichbleibenden Entwicklung 

aus. 

 
Verbraucherpreisindex Land Bremen 1.1.2006 bis 31.12.2020 

 

Jahr 

Prozentuale Entwicklung 

(Angaben durch das 

Statistische Landesamt 

Bremen) 

 
Erhöhung als Index zur 

Basis zum 31.12.2005 = 100 

2006 1,7% 101,7 

2007 1,8% 103,5306 

2008 2,5% 106,118865 

2009 -0,4% 105,6943895 

2010 0,7% 106,4342503 

2011 2,5% 109,0951065 

2012 2,1% 111,3861038 

2013 1,2% 112,722737 

2014 1,0% 113,8499644 

2015 0,4% 114,3053642 

2016 0,7% 115,1055018 

2017 1,8% 117,1774008 

2018 1,6% 118,9936505 

2019 1,6% 120,8975489 

2020 1,6% 122,8319097 



 

Die Berechnungen gehen für die Jahre 2019 und 2020 von einer gleichbleibenden 

Entwicklung aus. 
 

Verbraucherpreisindex Land Bremen 1.1.2007 bis 31.12.2021 

 

Jahr 

Prozentuale Entwicklung 

(Angaben durch das 

Statistische Landesamt 

Bremen) 

 
Erhöhung als Index zur 

Basis zum 31.12.2006 = 100 

2007 1,8% 101,8 

2008 2,5% 104,345 

2009 -0,4% 103,92762 

2010 0,7% 104,6551133 

2011 2,5% 107,2714912 

2012 2,1% 109,5241925 

2013 1,2% 110,8384828 

2014 1,0% 111,9468676 

2015 0,4% 112,3946551 

2016 0,7% 113,1814177 

2017 1,8% 115,2186832 

2018 1,6% 117,0621821 

2019 1,6% 118,935177 

2020 1,6% 120,8381399 

2021 1,6% 122,7715501 

Die Berechnungen gehen für die Jahre 2019 bis 2021 von einer gleichbleibenden 

Entwicklung aus. 

 

Entwicklung Besoldung in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 10 im Verhältnis 

zum Verbraucherpreisindex 

 

2019: + 0,68 %; 2020: + 6,8 %; 2021: + 11,08 % 

 
Die Besoldung in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 10 wird sich im 

Betrachtungszeitraum von 15 Jahren im Verhältnis zum Verbraucherpreisindex in den 

Jahren 2019 bis 2021 voraussichtlich deutlich positiv entwickeln. 

 
 

Entwicklung Besoldung in den Besoldungsgruppen A 11 bis A 16 sowie in den 

Besoldungsordnungen B, C, R und W im Verhältnis zum Verbraucherpreisindex 

 
 

2019: - 2.53 %; 2020: + 4,11 %; 2021: + 8,78 % 



Die Besoldung ab der Besoldungsgruppe A 11 wird im Betrachtungszeitraum von 15 
Jahren im Verhältnis zum Verbraucherpreisindex des Jahres 2019 voraussichtlich 

zurückbleiben, sich jedoch deutlich unterhalb der Fünfprozentgrenze bewegen. In den 

Jahren 2020 und 2021 ist im Betrachtungszeitraum von 15 Jahen voraussichtlich eine 

positive Entwicklung der Besoldung im Verhältnis zur Entwicklung des 

Verbraucherpreisindex zu erwarten. 

 

Vierter Parameter: Entwicklung Besoldungsvergleich zwischen den 

Besoldungsgruppen im Land Bremen 

 

Der Besoldungsvergleich zwischen den Besoldungsordnungen im Land Bremen 

unterstützt nicht eine Vermutung einer evident unzureichenden Alimentation. Eine 

solche Indizwirkung wäre regelmäßig bei einer Abschmelzung der Abstände zwischen 

zwei vergleichbaren Besoldungsgruppen um mindestens 10 Prozent in den 

zurückliegenden fünf Jahren gegeben (vgl. VG Bremen, Beschluss vom 17. März 2016 

– 6 K 83/14 –, Rn. 78, juris). Aufgrund der regelmäßigen prozentual gleichlautenden 

Anpassung der Dienst- und Beamtenversorgungsbezüge seit 2015 ergibt die 

Betrachtung der Besoldungsabstände der Besoldungsgruppen zueinander keinen 

Verstoß gegen die hier maßgebliche Höchstgrenze von 10 % in fünfjährigen 

Betrachtungszeiträumen. Dies gilt auch im Hinblick auf die Erhöhung der Bezüge um 

Mindestbeträge (75 Euro). Dies erfolgte zum 1. Juli 2016 durch § 4 Abs. 2 des 

Bremischen Besoldungs- und Beamtenversorgungsanpassungsgesetzes 2015/2016 

vom 29. September 2015 (Brem.GBl. S. 422) und zum 1. Juli 2018 durch § 2 Nr. 1 des 

Bremischen Besoldungs- und Beamtenversorgungsanpassungsgesetzes 2017/2018 

vom 12. Dezember 2017 (Brem.GBl. S. 784, 787). 

 
Fünfter Parameter: Entwicklung der Besoldung beim Bund und in den Ländern im 

Verhältnis zur Besoldung im Land Bremen 

 

Der Quervergleich mit der Besoldung des Bundes und anderer Länder ergibt keine 

Hinweise auf eine evident unzureichende Alimentation. Eine dafür notwendige 

erhebliche Gehaltsdifferenz ist in der Regel gegeben, wenn das jährliche 

Bruttoeinkommen der Beamtin oder des Beamten einschließlich Sonderzahlungen 10 

Prozent unter dem Durchschnitt der übrigen Länder im gleichen Zeitraum liegt (vgl. 

VG Bremen, Beschluss vom 17. März 2016 – 6 K 83/14 –, Rn. 83, juris). Das 

Besoldungsniveau des Landes Bremen bewegt sich im Vergleich zum Bund- 

/Länderdurchschnitt je nach Besoldungsgruppe zwischen ca. 98 vom Hundert 

(Besoldungsgruppen R 1, C 3) bis 99,80 vom Hundert (Besoldungsgruppe A 7). 

Aufgrund der im Wesentlichen zu erwartenden inhaltsgleichen Übernahme des 

Tarifabschlusses in den Jahren 2019 bis 2021 auf die Besoldung der Beamtinnen und 

Beamten der Länder ist auch in den nächsten Jahren davon auszugehen, dass sich an 

diesem Verhältnis nichts ändern wird. 



B. Darstellung des Abstandes zum sozialhilferechtlichen Existenzminimum 
 

Amtsmeister, Besol- 
dungsgruppe A 4, 
Stufe 1, verheiratet, 
Frau nicht berufstä- 
tig, 2 Kinder 

Jahreseinkommen 
brutto 

Familie mit zwei 
Kindern, Anspruch 
auf Leistungen 
nach dem SGB II 

Jahresbeträge 

Grundgehalt 1.1.2019: 
monatlich 2.188,58 € 

26.262,96 € Regelleistung 2 Er- 
wachsene in der Be- 
darfsgemeinschaft 

9.168,00 € 

Familienzuschlag 
monatlich 395,50 € 

4.746,00 € Regelleistung Kinder 
(5 und 15 Jahre) 

6.804,00 € 

Sonderzahlung 
840 € 

840,00 € gewichtete durch- 
schnittliche Brutto- 
kaltmiete 
(Ehepaar mit zwei 
Kindern) 

7.128,00 € 

Kinderbezogene Son- 
derzahlung 25,56 € 

51,12 € gewichtete durch- 
schnittliche Heizkos- 
ten 
(Ehepaar mit zwei 
Kindern) 

1.152,00 € 

Jahresbruttobetrag 31.900,08 € gewichtete durch- 
schnittliche Bedarfe 
für Bildung und Teil- 
habe zwei Kinder 

456,00 € 

Lohnsteuer 1.778,00 €   

Jahresnettobetrag 30.122,08 €   

Abzüglich Kosten PKV - 6.000,00 €   

Kindergeld 2019 4.776,00 €   

Summe 28.898,08 € Summe 24.708 € 

 

Die Darstellungen der existenzsichernden Regelleistungen hinsichtlich der Wohn- 
und Heizkosten ergeben sich aus dem Bericht der Bundesregierung über die Höhe 
des steuerfrei zu stellenden Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern für 
das Jahr 2018 (11. Existenzminimumbericht) (vgl. Bundestagsdrucksache: 
18/10220). 

 
Nach den Berechnungen erreicht das verfügbare Nettoeinkommen der Beamtin oder 
des Beamten 116,96 Prozent des maßgeblichen Existenzminimumbetrages. Die er- 
forderliche Mindestalimentation von 115 Prozent ist damit auch in der Anfangsgrund- 
gehaltsstufe der untersten Besoldungsgruppe gewährleistet. Derzeit bestehen keine 
Zahlfälle in der Anfangsgrundgehaltsstufe der Besoldungsgruppe A 4. 

 
Aufgrund der weiteren Besoldungserhöhungen zum 1. Januar 2020 um 3,2 Prozent 
und zum 1. Januar 2021 um weitere 1,4 Prozent ist bis auf Weiteres davon auszuge- 
hen, dass der Abstand zur Grundsicherung auch zukünftig eingehalten wird. Gleich- 
wohl ist die Entwicklung des Verhältnisses des verfügbaren Nettoeinkommens zum 
sächlichen Existenzminimum für den Zeitraum 2020 und 2021 zu beobachten. 
Dadurch bleibt gewährleistet, dass das Besoldungsrecht des Landes Bremen dem 
verfassungsrechtlich garantierten Alimentationsgrundsatz weiterhin entspricht. 



Anhang 1 (zu Artikel 5 Nummer 9)

Gültig ab 01. Januar 2019

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
A 3 2.144,48 2.192,39 2.240,29 2.288,19 2.336,13 2.384,04 2.431,95 A 3
A 4 2.188,58 2.245,01 2.301,38 2.357,82 2.414,22 2.470,62 2.526,99 A 4
A 5 2.204,63 2.276,86 2.332,98 2.389,08 2.445,20 2.501,31 2.557,43 2.613,57 A 5
A 6 2.252,05 2.313,67 2.375,28 2.436,90 2.498,51 2.560,14 2.621,75 2.683,38 2.744,98 A 6
A 7 2.342,12 2.397,50 2.475,04 2.552,56 2.630,10 2.707,62 2.785,18 2.840,52 2.895,92 2.951,30 A 7
A 8 2.476,17 2.542,40 2.641,77 2.741,14 2.840,48 2.939,88 3.006,10 3.072,32 3.138,59 3.204,81 A 8
A 9 2.624,92 2.690,09 2.796,13 2.902,18 3.008,22 3.114,28 3.187,15 3.260,09 3.332,98 3.405,89 A 9

A 10 2.812,66 2.903,24 3.039,07 3.174,98 3.310,85 3.446,71 3.537,30 3.628,46 3.721,10 3.813,76 A 10
A 11 3.210,60 3.346,32 3.482,05 3.618,12 3.756,97 3.849,51 3.942,07 4.034,65 4.128,95 4.223,37 A 11
A 12 3.593,75 3.759,09 3.924,62 4.091,15 4.203,71 4.316,27 4.428,83 4.541,39 4.653,94 A 12

A 12a 3.648,01 3.836,90 4.025,78 4.218,18 4.346,64 4.475,04 4.603,49 4.731,92 4.860,37 A 12a
A 13 4.193,85 4.376,17 4.558,47 4.680,03 4.801,58 4.923,11 5.044,69 5.166,24 A 13
A 14 4.453,12 4.689,54 4.925,96 5.083,57 5.241,21 5.398,83 5.556,44 5.714,07 A 14
A 15 5.144,62 5.404,56 5.612,52 5.820,47 6.028,44 6.236,41 6.444,37 A 15
A 16 5.669,13 5.969,74 6.210,29 6.450,79 6.691,26 6.931,80 7.172,30 A 16

4-Jahres-Rhythmus Besol-
dungs-
gruppe

E r f a h r u n g s s t u f e 

Anlage 1

Besoldungsordnung A
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)

Besol-
dungs-
gruppe

2-Jahres-Rhythmus 3-Jahres-Rhythmus



Gültig ab 01. Januar 2019 Anlage 2

Besoldungsgruppe

B 1 6.444,37

B 2 7.476,59

B 3 7.913,61

B 4 8.371,30

B 5 8.896,39

B 6 9.392,28

B 7 9.874,65

B 8 10.377,37

B 9 11.001,61

B 10 12.940,08

B 11 13.439,68

Besoldungsordnung B
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 3

Nummer 1

Besoldungsgruppe W 1 W 2 W 3

4.503,57 5.126,96 6.199,01

Nummer 2

Mindestleistungsbezüge § 28 Abs. 2 S. 1 679,62

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 01. Januar 2019

Besoldungsordnung W



Gültig ab 01. Januar 2019

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

R 1 4.285,42 4.381,41 4.629,01 4.876,63 5.124,19 5.371,80 5.619,43 5.867,00 6.114,60 6.362,19 6.609,82

R 2 4.974,12 5.221,71 5.469,29 5.716,92 5.964,53 6.212,10 6.459,70 6.707,29 6.954,92 7.202,44

R 3 7.913,61

R 4 8.371,30

R 5 8.896,39

R 6 9.392,28

R 7 9.874,65

R 8 10.377,37

R 9 11.001,61

R 10 13.492,71

Besol-dungs-
gruppe

E r f a h r u n g s s t u f e

Anlage 4

Besoldungsordnung R
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 5
Gültig ab 01. Januar 2019

Stufe 1 Stufe 2

(§ 35 Abs. 1 BremBesG) (§ 35 Abs. 2 BremBesG)

Besoldungsgruppen A 3 bis A 8 132,32 251,13

übrige Besoldungsgruppen 138,96 257,77

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag 

für das zweite zu berücksichtigende Kind um 118,81

für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 370,18

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 3 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu 

berücksichtigende Kind 

in den Besoldungsgruppen A 3 bis A 5 um je 5,11

ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind

in der Besoldungsgruppe A 3 um je 25,56

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45

in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren 

Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)



Gültig ab 01. Januar 2019

Zulagen dem  Grunde nach geregelt in Betrag
in Euro Zulagen dem  Grunde nach geregelt in Betrag

in Euro

§ 42 Abs: 1 (Allgemeine Stellenzulage) Besoldungsordnungen A und B
Nr. 1 Buchstabe a 21,61 B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e
Nr. 1 Buchstabe b 84,54

Nr. 2 93,95 A 4 2 74,45

§ 43 (Sicherheitszulage) A 5 2 74,45

Die Zulage  beträgt für Beamtinnen und

Beamte der Besoldungsgruppen A 6 2 40,35

A 3 bis A 5 115,04

A 6 bis A 9 153,39 A 9 1 300,49

A 10 und höher 191,73

A 10 3, 4 25,56

§ 44 (Polizei und Steuerfahndung)

Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit A 11 1, 2 25,56

von einem Jahr 63,69

von zwei Jahren 127,38 A 12 3 25,56

7 170,14

§ 45 (Feuerwehrzulage)

Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit A 12 a 2 25,56

von einem Jahr 75,00 5 170,14

von zwei Jahren 150,00

A 13 1, 9, 10 297,68

§ 46 (Justizvollzugseinrichtung/Psychiatrische 12 204,09

Krankenhäuser) 115,53 14 -kw- 183,72

15 91,61

§ 47 (Steuerverwaltungszulage)

Die Zulage beträgt für Beamtinnen und A 14 2 204,09

Beamte

der Laufbahngruppe 1 17,05 A 15 1 136,09

der Laufbahngruppe 2 38,35 4 204,09

6 340,10

§ 48 (Pädagogische Mitarbeit) 25,56 7 -kw- 377,31

§ 49 (Meisterprüfung/Abschlussprüfung A 16 3 228,27

staatlich geprüfte Technikerinnen/Techniker) 38,35

Besoldungsordnung R
§ 50 (Juniorprofessur) 260,00 B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e

R 1 1, 2 225,65

§ 51 (Zulage bei mehreren Ämtern)

wenn ein Amt ausgeübt wird R 2 1, 2, 6, 7, 8 225,65

in der Besoldungsgruppe R 1 205,54 3 365,50

in der Besoldungsgruppe R 2 230,08 R 3 1 225,65

§  70 (Leitung untere Verwaltungsbehörden) 228,27

Anlage 6

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen
(Monatsbeträge in Euro)

in der Reihenfolge der Gesetzestabellen 



Anlage 7
Gültig ab 01. Januar 2019

Einstiegsamt, in das die Anwärterin oder der Anwärter 
nach Abschluss des Vorbereitungs-
dienstes unmittelbar eintritt

Grundbetrag

A 6 bis A 8 1.183,37

A 9 bis A 11 1.238,68

A 12 1.381,84

A 13 1.414,39

A 13 + Zulage 

(§ 42 Nr. 2 c)

oder R 1 1.450,17

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 8
Gültig ab 01. Januar 2019

Besoldungsgruppen

A 2 bis A 4 13,14

A 5 bis A 8 15,53

A 9 bis A 12 21,30

A 13 bis A 16 29,38

Nummer 1 19,81

Nummer 2 24,58

Nummer 3 29,16

Nummer 4 34,09

Nummer 5 34,09

Mehrarbeitsvergütung
(Beträge in Euro)

§ 4 Abs. 1 MVergV

§ 4 Abs. 3 MVergV



Anlage 9
Gültig ab 01. Januar 2019

(Beträge in Euro)

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 BremEZulV

3,58

§ 4 Abs. 2 Nr. 1 BremEZulV

3,50

§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BremEZulV

4,13

Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten



Anlage 10
Gültig ab 01. Januar 2019

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

C 1 3.595,15 3.714,17 3.833,33 3.952,48 4.072,30 4.193,85 4.315,38 4.436,94 4.558,47 4.680,03 4.801,58 4.923,11 5.044,69 5.166,24 C 1

C 2 3.602,42 3.792,34 3.982,24 4.174,82 4.368,52 4.562,22 4.755,95 4.949,65 5.143,34 5.337,09 5.530,77 5.724,48 5.918,18 6.111,91 6.305,62 C 2

C 3 3.946,54 4.164,02 4.383,36 4.602,71 4.822,05 5.041,38 5.260,71 5.480,04 5.699,39 5.918,70 6.138,04 6.357,40 6.576,70 6.796,06 7.015,37 C 3

C 4 4.977,28 5.197,78 5.418,26 5.638,74 5.859,24 6.079,71 6.300,24 6.520,68 6.741,18 6.961,67 7.182,16 7.402,64 7.623,12 7.843,60 8.064,08 C 4

Bundesbesoldungsordnung C Nummer 3 Nummer 5

V o r b e m e r k u n g e n Die Zulage beträgt 12,5 v.H. des wenn ein Amt ausgeübt wird 205,54

Nummer 2 b 93,95 Endgrundgehalts oder, der Besoldungsgruppe R 1 230,08

bei festen Gehältern, der Besoldungsgruppe R 2

des Grundgehalts der

Besoldungsgruppe *)

für Beamte der

Besoldungsgruppe(n) B e s o l d u n g s g r u p p e F u ß n o t e

C 1 A 13 C 2 1 104,32

C 2 A 15

C 3 und C 4 B 3

*) Nach Maßgabe des Artikels 1  § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes 

Besol-
dungs-
gruppe

E r f a h r u n g s s t u f e

Zulagen C-Besoldung
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungsordnung C
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)

Besol-
dungs-
gruppe

Betrag in Euro Vomhundert, 
Bruchteil

Dem Grunde nach geregelt in 
Betrag in Euro Vomhundert, 
Bruchteil

Dem Grunde nach geregelt in Dem Grunde nach geregelt in 
Betrag in Euro Vomhundert, 
Bruchteil



Anhang 2 (zu Artikel 2 Nummer 2)

Gültig ab 01. Januar 2019

§ 58 BremBeamtVG
Absatz 1 Der Kindererziehungszuschlag beträgt für jeden Monat 

der Kindererziehungszeit 2,68 Euro

Absatz 5 Der Kindererziehungsergänzungszuschlag beträgt für jeden 
angefangenen Monat, in dem die darin genannten Voraussetzungen erfüllt 
werden:
1. im Fall von § 58 Absatz 5 Nummer 1 Buchstabe a 0,91 Euro
2. im Fall von § 58 Absatz 5 Nummer 1 Buchstabe b 0,66 Euro

§ 59 BremBeamtVG
Der Kinderzuschlag beträgt für die ersten 36 Monate der 
Kindererziehungszeit je Monat 1,79 Euro

für weitere Monate 0,91 Euro

§ 60 BremBeamtVG
Absatz 1 Der Pflegezuschlag beträgt für jeden Kalendermonat der nicht 

erwerbsmäßigen Pflege 2,04 Euro

Absatz 2 Der Kinderpflegeergänzungszuschlag beträgt für jeden Kalendermonat der 
nicht erwerbsmäßigen Pflege 0,91 Euro

Zuschläge nach §§ 58 bis 60 BremBeamtVG

Anlage zum Bremischen Beamtenversorgungsgesetz



Anhang 3 (zu Artikel 6)

Gültig ab 01. Januar 2020

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
A 3 2.213,10 2.262,55 2.311,98 2.361,41 2.410,89 2.460,33 2.509,77 A 3
A 4 2.258,61 2.316,85 2.375,02 2.433,27 2.491,48 2.549,68 2.607,85 A 4
A 5 2.275,18 2.349,72 2.407,64 2.465,53 2.523,45 2.581,35 2.639,27 2.697,20 A 5
A 6 2.324,12 2.387,71 2.451,29 2.514,88 2.578,46 2.642,06 2.705,65 2.769,25 2.832,82 A 6
A 7 2.417,07 2.474,22 2.554,24 2.634,24 2.714,26 2.794,26 2.874,31 2.931,42 2.988,59 3.045,74 A 7
A 8 2.555,41 2.623,76 2.726,31 2.828,86 2.931,38 3.033,96 3.102,30 3.170,63 3.239,02 3.307,36 A 8
A 9 2.708,92 2.776,17 2.885,61 2.995,05 3.104,48 3.213,94 3.289,14 3.364,41 3.439,64 3.514,88 A 9
A 10 2.902,67 2.996,14 3.136,32 3.276,58 3.416,80 3.557,00 3.650,49 3.744,57 3.840,18 3.935,80 A 10
A 11 3.313,34 3.453,40 3.593,48 3.733,90 3.877,19 3.972,69 4.068,22 4.163,76 4.261,08 4.358,52 A 11
A 12 3.708,75 3.879,38 4.050,21 4.222,07 4.338,23 4.454,39 4.570,55 4.686,71 4.802,87 A 12
A 12a 3.764,75 3.959,68 4.154,60 4.353,16 4.485,73 4.618,24 4.750,80 4.883,34 5.015,90 A 12a
A 13 4.328,05 4.516,21 4.704,34 4.829,79 4.955,23 5.080,65 5.206,12 5.331,56 A 13
A 14 4.595,62 4.839,61 5.083,59 5.246,24 5.408,93 5.571,59 5.734,25 5.896,92 A 14
A 15 5.309,25 5.577,51 5.792,12 6.006,73 6.221,35 6.435,98 6.650,59 A 15
A 16 5.850,54 6.160,77 6.409,02 6.657,22 6.905,38 7.153,62 7.401,81 A 16

4-Jahres-Rhythmus Besol-
dungs-
gruppe

E r f a h r u n g s s t u f e 

Anlage 1

Besoldungsordnung A
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)

Besol-
dungs-
gruppe

2-Jahres-Rhythmus 3-Jahres-Rhythmus



Gültig ab 01. Januar 2020 Anlage 2

Besoldungsgruppe

B 1 6.650,59

B 2 7.715,84

B 3 8.166,85

B 4 8.639,18

B 5 9.181,07

B 6 9.692,83

B 7 10.190,64

B 8 10.709,45

B 9 11.353,66

B 10 13.354,16

B 11 13.869,75

Besoldungsordnung B
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 3

Nummer 1

Besoldungsgruppe W 1 W 2 W 3

4.647,68 5.291,02 6.397,38

Nummer 2

Mindestleistungsbezüge § 28 Abs. 2 S. 1 701,37

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 01. Januar 2020

Besoldungsordnung W



Gültig ab 01. Januar 2020

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

R 1 4.422,55 4.521,62 4.777,14 5.032,68 5.288,16 5.543,70 5.799,25 6.054,74 6.310,27 6.565,78 6.821,33

R 2 5.133,29 5.388,80 5.644,31 5.899,86 6.155,39 6.410,89 6.666,41 6.921,92 7.177,48 7.432,92

R 3 8.166,85

R 4 8.639,18

R 5 9.181,07

R 6 9.692,83

R 7 10.190,64

R 8 10.709,45

R 9 11.353,66

R 10 13.924,48

Besol-dungs-
gruppe

E r f a h r u n g s s t u f e

Anlage 4

Besoldungsordnung R
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 5
Gültig ab 01. Januar 2020

Stufe 1 Stufe 2

(§ 35 Abs. 1 BremBesG) (§ 35 Abs. 2 BremBesG)

Besoldungsgruppen A 3 bis A 8 136,56 259,17

übrige Besoldungsgruppen 143,42 266,03

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag 

für das zweite zu berücksichtigende Kind um 122,61

für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 382,03

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 3 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu 

berücksichtigende Kind 

in den Besoldungsgruppen A 3 bis A 5 um je 5,11

ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind

in der Besoldungsgruppe A 3 um je 25,56

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45

in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren 

Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)



Gültig ab 01. Januar 2020

Zulagen dem  Grunde nach geregelt in Betrag
in Euro Zulagen dem  Grunde nach geregelt in Betrag

in Euro

§ 42 Abs: 1 (Allgemeine Stellenzulage) Besoldungsordnungen A und B
Nr. 1 Buchstabe a 22,30 B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e
Nr. 1 Buchstabe b 87,25

Nr. 2 96,96 A 4 2 76,83

§ 43 (Sicherheitszulage) A 5 2 76,83

Die Zulage  beträgt für Beamtinnen und

Beamte der Besoldungsgruppen A 6 2 41,64

A 3 bis A 5 115,04

A 6 bis A 9 153,39 A 9 1 310,11

A 10 und höher 191,73

A 10 3, 4 25,56

§ 44 (Polizei und Steuerfahndung)

Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit A 11 1, 2 25,56

von einem Jahr 63,69

von zwei Jahren 127,38 A 12 3 25,56

7 175,58

§ 45 (Feuerwehrzulage)

Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit A 12 a 2 25,56

von einem Jahr 75,00 5 175,58

von zwei Jahren 150,00

A 13 1, 9, 10 307,21

§ 46 (Justizvollzugseinrichtung/Psychiatrische 12 210,62

Krankenhäuser) 115,53 14 -kw- 189,60

15 94,54

§ 47 (Steuerverwaltungszulage)

Die Zulage beträgt für Beamtinnen und A 14 2 210,62

Beamte

der Laufbahngruppe 1 17,05 A 15 1 140,44

der Laufbahngruppe 2 38,35 4 210,62

6 350,98

§ 48 (Pädagogische Mitarbeit) 25,56 7 -kw- 389,38

§ 49 (Meisterprüfung/Abschlussprüfung A 16 3 235,57

staatlich geprüfte Technikerinnen/Techniker) 38,35

Besoldungsordnung R
§ 50 (Juniorprofessur) 260,00 B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e

R 1 1, 2 232,87

§ 51 (Zulage bei mehreren Ämtern)

wenn ein Amt ausgeübt wird R 2 1, 2, 6, 7, 8 232,87

in der Besoldungsgruppe R 1 205,54 3 377,20

in der Besoldungsgruppe R 2 230,08 R 3 1 232,87

§  70 (Leitung untere Verwaltungsbehörden) 235,57

Anlage 6

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen
(Monatsbeträge in Euro)

in der Reihenfolge der Gesetzestabellen 



Anlage 7
Gültig ab 01. Januar 2020

Einstiegsamt, in das die Anwärterin oder der Anwärter 
nach Abschluss des Vorbereitungs-
dienstes unmittelbar eintritt

Grundbetrag

A 6 bis A 8 1.233,37

A 9 bis A 11 1.288,68

A 12 1.431,84

A 13 1.464,39

A 13 + Zulage 

(§ 42 Nr. 2 c)

oder R 1 1.500,17

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 8
Gültig ab 01. Januar 2020

Besoldungsgruppen

A 2 bis A 4 13,56

A 5 bis A 8 16,03

A 9 bis A 12 21,98

A 13 bis A 16 30,32

Nummer 1 20,44

Nummer 2 25,37

Nummer 3 30,09

Nummer 4 35,18

Nummer 5 35,18

Mehrarbeitsvergütung
(Beträge in Euro)

§ 4 Abs. 1 MVergV

§ 4 Abs. 3 MVergV



Anlage 9
Gültig ab 01. Januar 2020

(Beträge in Euro)

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 BremEZulV

3,69

§ 4 Abs. 2 Nr. 1 BremEZulV

3,61

§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BremEZulV

4,26

Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten



Anlage 10
Gültig ab 01. Januar 2020

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

C 1 3.710,19 3.833,02 3.956,00 4.078,96 4.202,61 4.328,05 4.453,47 4.578,92 4.704,34 4.829,79 4.955,23 5.080,65 5.206,12 5.331,56 C 1

C 2 3.717,70 3.913,69 4.109,67 4.308,41 4.508,31 4.708,21 4.908,14 5.108,04 5.307,93 5.507,88 5.707,75 5.907,66 6.107,56 6.307,49 6.507,40 C 2

C 3 4.072,83 4.297,27 4.523,63 4.750,00 4.976,36 5.202,70 5.429,05 5.655,40 5.881,77 6.108,10 6.334,46 6.560,84 6.787,15 7.013,53 7.239,86 C 3

C 4 5.136,55 5.364,11 5.591,64 5.819,18 6.046,74 6.274,26 6.501,85 6.729,34 6.956,90 7.184,44 7.411,99 7.639,52 7.867,06 8.094,60 8.322,13 C 4

Bundesbesoldungsordnung C Nummer 3 Nummer 5

V o r b e m e r k u n g e n Die Zulage beträgt 12,5 v.H. des wenn ein Amt ausgeübt wird 205,54

Nummer 2 b 96,96 Endgrundgehalts oder, der Besoldungsgruppe R 1 230,08

bei festen Gehältern, der Besoldungsgruppe R 2

des Grundgehalts der

Besoldungsgruppe *)

für Beamte der

Besoldungsgruppe(n) B e s o l d u n g s g r u p p e F u ß n o t e

C 1 A 13 C 2 1 104,32

C 2 A 15

C 3 und C 4 B 3

*) Nach Maßgabe des Artikels 1  § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes 

Besol-
dungs-
gruppe

E r f a h r u n g s s t u f e

Zulagen C-Besoldung
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungsordnung C
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)

Besol-
dungs-
gruppe

Betrag in Euro Vomhundert, 
Bruchteil

Dem Grunde nach geregelt in 
Betrag in Euro Vomhundert, 
Bruchteil

Dem Grunde nach geregelt in Dem Grunde nach geregelt in 
Betrag in Euro Vomhundert, 
Bruchteil



Anhang 4 (zu Artikel 3)

Gültig ab 01. Januar 2020

§ 58 BremBeamtVG
Absatz 1 Der Kindererziehungszuschlag beträgt für jeden Monat 

der Kindererziehungszeit 2,77 Euro

Absatz 5 Der Kindererziehungsergänzungszuschlag beträgt für jeden 
angefangenen Monat, in dem die darin genannten Voraussetzungen erfüllt 
werden:
1. im Fall von § 58 Absatz 5 Nummer 1 Buchstabe a 0,94 Euro
2. im Fall von § 58 Absatz 5 Nummer 1 Buchstabe b 0,68 Euro

§ 59 BremBeamtVG
Der Kinderzuschlag beträgt für die ersten 36 Monate der 
Kindererziehungszeit je Monat 1,85 Euro

für weitere Monate 0,94 Euro

§ 60 BremBeamtVG
Absatz 1 Der Pflegezuschlag beträgt für jeden Kalendermonat der nicht 

erwerbsmäßigen Pflege 2,11 Euro

Absatz 2 Der Kinderpflegeergänzungszuschlag beträgt für jeden Kalendermonat der 
nicht erwerbsmäßigen Pflege 0,94 Euro

Zuschläge nach §§ 58 bis 60 BremBeamtVG

Anlage zum Bremischen Beamtenversorgungsgesetz



Anhang 5 (zu Artikel 7 Nummer 3)

Gültig ab 01. Januar 2021

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
A 3 2.244,08 2.294,23 2.344,35 2.394,47 2.444,64 2.494,77 2.544,91 A 3
A 4 2.290,23 2.349,29 2.408,27 2.467,34 2.526,36 2.585,38 2.644,36 A 4
A 5 2.307,03 2.382,62 2.441,35 2.500,05 2.558,78 2.617,49 2.676,22 2.734,96 A 5
A 6 2.356,66 2.421,14 2.485,61 2.550,09 2.614,56 2.679,05 2.743,53 2.808,02 2.872,48 A 6
A 7 2.450,91 2.508,86 2.590,00 2.671,12 2.752,26 2.833,38 2.914,55 2.972,46 3.030,43 3.088,38 A 7
A 8 2.591,19 2.660,49 2.764,48 2.868,46 2.972,42 3.076,44 3.145,73 3.215,02 3.284,37 3.353,66 A 8
A 9 2.746,84 2.815,04 2.926,01 3.036,98 3.147,94 3.258,94 3.335,19 3.411,51 3.487,79 3.564,09 A 9
A 10 2.943,31 3.038,09 3.180,23 3.322,45 3.464,64 3.606,80 3.701,60 3.796,99 3.893,94 3.990,90 A 10
A 11 3.359,73 3.501,75 3.643,79 3.786,17 3.931,47 4.028,31 4.125,18 4.222,05 4.320,74 4.419,54 A 11
A 12 3.760,67 3.933,69 4.106,91 4.281,18 4.398,97 4.516,75 4.634,54 4.752,32 4.870,11 A 12
A 12a 3.817,46 4.015,12 4.212,76 4.414,10 4.548,53 4.682,90 4.817,31 4.951,71 5.086,12 A 12a
A 13 4.388,64 4.579,44 4.770,20 4.897,41 5.024,60 5.151,78 5.279,01 5.406,20 A 13
A 14 4.659,96 4.907,36 5.154,76 5.319,69 5.484,66 5.649,59 5.814,53 5.979,48 A 14
A 15 5.383,58 5.655,60 5.873,21 6.090,82 6.308,45 6.526,08 6.743,70 A 15
A 16 5.932,45 6.247,02 6.498,75 6.750,42 7.002,06 7.253,77 7.505,44 A 16

4-Jahres-Rhythmus Besol-
dungs-
gruppe

E r f a h r u n g s s t u f e 

Anlage 1

Besoldungsordnung A
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)

Besol-
dungs-
gruppe

2-Jahres-Rhythmus 3-Jahres-Rhythmus



Gültig ab 01. Januar 2021 Anlage 2

Besoldungsgruppe

B 1 6.743,70

B 2 7.823,86

B 3 8.281,19

B 4 8.760,13

B 5 9.309,60

B 6 9.828,53

B 7 10.333,31

B 8 10.859,38

B 9 11.512,61

B 10 13.541,12

B 11 14.063,93

Besoldungsordnung B
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 3

Nummer 1

Besoldungsgruppe W 1 W 2 W 3

4.712,75 5.365,09 6.486,94

Nummer 2

711,19Mindestleistungsbezüge § 28 Abs. 2 S. 1

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 01. Januar 2021

Besoldungsordnung W



Gültig ab 01. Januar 2021

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

R 1 4.484,47 4.584,92 4.844,02 5.103,14 5.362,19 5.621,31 5.880,44 6.139,51 6.398,61 6.657,70 6.916,83

R 2 5.205,16 5.464,24 5.723,33 5.982,46 6.241,57 6.500,64 6.759,74 7.018,83 7.277,96 7.536,98

R 3 8.281,19

R 4 8.760,13

R 5 9.309,60

R 6 9.828,53

R 7 10.333,31

R 8 10.859,38

R 9 11.512,61

R 10 14.119,42

Besol-dungs-
gruppe

E r f a h r u n g s s t u f e

Anlage 4

Besoldungsordnung R
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 5
Gültig ab 01. Januar 2021

Stufe 1 Stufe 2

(§ 35 Abs. 1 BremBesG) (§ 35 Abs. 2 BremBesG)

Besoldungsgruppen A 3 bis A 8 138,48 262,81

übrige Besoldungsgruppen 145,44 269,77

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag 

für das zweite zu berücksichtigende Kind um 124,33

für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 387,38

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 3 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu 

berücksichtigende Kind 

in den Besoldungsgruppen A 3 bis A 5 um je 5,11

ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind

in der Besoldungsgruppe A 3 um je 25,56

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45

in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren 

Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)



Gültig ab 01. Januar 2021

Zulagen dem  Grunde nach geregelt in Betrag
in Euro Zulagen dem  Grunde nach geregelt in Betrag

in Euro

§ 42 Abs: 1 (Allgemeine Stellenzulage) Besoldungsordnungen A und B
Nr. 1 Buchstabe a 22,61 B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e
Nr. 1 Buchstabe b 88,47

Nr. 2 98,32 A 4 2 77,91

§ 43 (Sicherheitszulage) A 5 2 77,91

Die Zulage  beträgt für Beamtinnen und

Beamte der Besoldungsgruppen A 6 2 42,22

A 3 bis A 5 115,04

A 6 bis A 9 153,39 A 9 1 314,45

A 10 und höher 191,73

A 10 3, 4 25,56

§ 44 (Polizei und Steuerfahndung)

Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit A 11 1, 2 25,56

von einem Jahr 63,69

von zwei Jahren 127,38 A 12 3 25,56

7 178,04

§ 45 (Feuerwehrzulage)

Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit A 12 a 2 25,56

von einem Jahr 75,00 5 178,04

von zwei Jahren 150,00

A 13 1, 9, 10 311,51

§ 46 (Justizvollzugseinrichtung/Psychiatrische 12 213,57

Krankenhäuser) 115,53 14 -kw- 192,25

15 95,86

§ 47 (Steuerverwaltungszulage)

Die Zulage beträgt für Beamtinnen und A 14 2 213,57

Beamte

der Laufbahngruppe 1 17,05 A 15 1 142,41

der Laufbahngruppe 2 38,35 4 213,57

6 355,89

§ 48 (Pädagogische Mitarbeit) 25,56 7 -kw- 394,83

§ 49 (Meisterprüfung/Abschlussprüfung A 16 3 238,87

staatlich geprüfte Technikerinnen/Techniker) 38,35

Besoldungsordnung R
§ 50 (Juniorprofessur) 260,00 B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e

R 1 1, 2 236,13

§ 51 (Zulage bei mehreren Ämtern)

wenn ein Amt ausgeübt wird R 2 1, 2, 6, 7, 8 236,13

in der Besoldungsgruppe R 1 205,54 3 382,48

in der Besoldungsgruppe R 2 230,08 R 3 1 236,13

§  70 (Leitung untere Verwaltungsbehörden) 238,87

Anlage 6

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen
(Monatsbeträge in Euro)

in der Reihenfolge der Gesetzestabellen 



Anlage 7
Gültig ab 01. Januar 2021

Einstiegsamt, in das die Anwärterin oder der Anwärter 
nach Abschluss des Vorbereitungs-
dienstes unmittelbar eintritt

Grundbetrag

A 6 bis A 8 1.233,37

A 9 bis A 11 1.288,68

A 12 1.431,84

A 13 1.464,39

A 13 + Zulage 

(§ 42 Nr. 2 c)

oder R 1 1.500,17

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 8
Gültig ab 01. Januar 2021

Besoldungsgruppen

A 2 bis A 4 13,75

A 5 bis A 8 16,25

A 9 bis A 12 22,29

A 13 bis A 16 30,74

Nummer 1 20,73

Nummer 2 25,73

Nummer 3 30,51

Nummer 4 35,67

Nummer 5 35,67

Mehrarbeitsvergütung
(Beträge in Euro)

§ 4 Abs. 1 MVergV

§ 4 Abs. 3 MVergV



Anlage 9
Gültig ab 01. Jnauar 2021

(Beträge in Euro)

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 BremEZulV

3,74

§ 4 Abs. 2 Nr. 1 BremEZulV

3,66

§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BremEZulV

4,32

Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten



Anlage 10
Gültig ab 01. Januar 2021

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

C 1 3.762,13 3.886,68 4.011,38 4.136,07 4.261,45 4.388,64 4.515,82 4.643,02 4.770,20 4.897,41 5.024,60 5.151,78 5.279,01 5.406,20 C 1

C 2 3.769,75 3.968,48 4.167,21 4.368,73 4.571,43 4.774,12 4.976,85 5.179,55 5.382,24 5.584,99 5.787,66 5.990,37 6.193,07 6.395,79 6.598,50 C 2

C 3 4.129,85 4.357,43 4.586,96 4.816,50 5.046,03 5.275,54 5.505,06 5.734,58 5.964,11 6.193,61 6.423,14 6.652,69 6.882,17 7.111,72 7.341,22 C 3

C 4 5.208,46 5.439,21 5.669,92 5.900,65 6.131,39 6.362,10 6.592,88 6.823,55 7.054,30 7.285,02 7.515,76 7.746,47 7.977,20 8.207,92 8.438,64 C 4

Bundesbesoldungsordnung C Nummer 3 Nummer 5

V o r b e m e r k u n g e n Die Zulage beträgt 12,5 v.H. des wenn ein Amt ausgeübt wird 205,54

Nummer 2 b 98,32 Endgrundgehalts oder, der Besoldungsgruppe R 1 230,08

bei festen Gehältern, der Besoldungsgruppe R 2

des Grundgehalts der

Besoldungsgruppe *)

für Beamte der

Besoldungsgruppe(n) B e s o l d u n g s g r u p p e F u ß n o t e

C 1 A 13 C 2 1 104,32

C 2 A 15

C 3 und C 4 B 3

*) Nach Maßgabe des Artikels 1  § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes 

Betrag in Euro Vomhundert, 
Bruchteil

Dem Grunde nach geregelt in 
Betrag in Euro Vomhundert, 
Bruchteil

Dem Grunde nach geregelt in Dem Grunde nach geregelt in 
Betrag in Euro Vomhundert, 
Bruchteil

Besol-
dungs-
gruppe

E r f a h r u n g s s t u f e

Zulagen C-Besoldung
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungsordnung C
Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)

Besol-
dungs-
gruppe



Anhang 6 (zu Artikel 4)

Gültig ab 01. Januar 2021

§ 58 BremBeamtVG
Absatz 1 Der Kindererziehungszuschlag beträgt für jeden Monat 

der Kindererziehungszeit 2,81 Euro

Absatz 5 Der Kindererziehungsergänzungszuschlag beträgt für jeden 
angefangenen Monat, in dem die darin genannten Voraussetzungen erfüllt 
werden:
1. im Fall von § 58 Absatz 5 Nummer 1 Buchstabe a 0,95 Euro
2. im Fall von § 58 Absatz 5 Nummer 1 Buchstabe b 0,69 Euro

§ 59 BremBeamtVG
Der Kinderzuschlag beträgt für die ersten 36 Monate der 
Kindererziehungszeit je Monat 1,88 Euro

für weitere Monate 0,95 Euro

§ 60 BremBeamtVG
Absatz 1 Der Pflegezuschlag beträgt für jeden Kalendermonat der nicht 

erwerbsmäßigen Pflege 2,14 Euro

Absatz 2 Der Kinderpflegeergänzungszuschlag beträgt für jeden Kalendermonat der 
nicht erwerbsmäßigen Pflege 0,95 Euro

Zuschläge nach §§ 58 bis 60 BremBeamtVG

Anlage zum Bremischen Beamtenversorgungsgesetz
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	Entwurf eines Gesetzes zur Anhebung der Lehramtsbesoldung und zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 2019/2020/2021
	Artikel 1 Gesetz zur Anpassung der Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge 2019/2020/2021 in der Freien Hansestadt Bremen (BremBBVAnpG 2019/2020/2021)
	§ 1
	Geltungsbereich

	a) die Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter im Geltungsbereich des Bremischen Besoldungsgesetzes,
	b) die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger im Geltungsbereich des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes.
	§ 2
	Anpassung der Dienstbezüge und sonstigen Bezüge für das Jahr 2019

	1. die Grundgehaltssätze
	2. der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 3 bis A 5,
	3. die Amtszulagen,
	4. die allgemeine Stellenzulage nach § 42 des Bremischen Besoldungsgesetzes,
	5. die Beträge zu § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und § 4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung,
	6. die Beträge zu § 4 Absatz 1 und 3 der Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte in der am 31. August 2006 geltenden Fassung,
	7. die Leistungsbezüge nach § 28 des Bremischen Besoldungsgesetzes, soweit sie an regelmäßigen Anpassungen teilnehmen.
	§ 3
	Anpassung von Bezügen nach fortgeltendem Recht für das Jahr 2019

	1. die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze)
	a) in den fortgeltenden Besoldungsordnungen und Besoldungsgruppen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,
	b) in der Zwischenbesoldungsgruppe A 13a,
	c) der künftig wegfallenden Ämter nach § 68 des Bremischen Besoldungsgesetzes,

	2. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum Grundgehalt sowie festgesetzte Sondergrundgehälter und Zuschüsse nach fortgeltenden Besoldungsordnungen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,
	3. die sich aus der Anlage 10 des Bremischen Besoldungsgesetzes in der am 31. Dezember 2018 geltenden Fassung ergebenden Beträge der Grundgehaltssätze der gemäß § 77 Absatz 2 und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassu...
	4. die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum Grundgehalt nach den Vorbemerkungen Nummern 1 und 2 gemäß Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung mit den am 31. Dezember 2018 geltenden Beträgen sowie
	5. der sich aus der Anlage 10 des Bremischen Besoldungsgesetzes in der am  31. Dezember 2018 geltenden Fassung ergebende Betrag der allgemeinen Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 2 b gemäß Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. ...
	§ 4
	Anpassung der Dienstbezüge und sonstigen Bezüge für das Jahr 2020

	1. um 3,2 vom Hundert die in § 2 Absatz 1 sowie   § 3 genannten Bezüge,
	2. um 50 Euro die Anwärtergrundbeträge.
	§ 5
	Anpassung der Dienstbezüge und sonstigen Bezüge für das Jahr 2021
	§ 6
	Anpassung der Beamtenversorgungsbezüge für die Jahre 2019, 2020, 2021

	1. ab dem 1. Januar 2019 um 3,2 vom Hundert,
	2. ausgehend von den nach Nummer 1 erhöhten Beträgen ab dem 1. Januar 2020 um 3,2 vom Hundert,
	3. ausgehend von den nach Nummer 2 erhöhten Beträgen ab dem 1. Januar 2021 um 1,4 vom Hundert.
	§ 7
	Rundungsregelung
	§ 8
	Bekanntmachung der Beträge

	1. Nummer 1 angepassten Beträge ergeben sich aus der Anlage zum Bremischen Beamtenversorgungsgesetz in der am 1. Januar 2019 geltenden Fassung,
	2. Nummer 2 angepassten Beträge ergeben sich aus der Anlage zum Bremischen Beamtenversorgungsgesetz in der am 1. Januar 2020 geltenden Fassung.
	3. Nummer 3 angepassten Beträge ergeben sich aus der Anlage zum Bremischen Beamtenversorgungsgesetz in der am 1. Januar 2021 geltenden Fassung.
	Artikel 2 Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes
	a) Die Angabe „§ 3a“ wird durch die Angabe „§ 28“ ersetzt.
	b) Die Angabe „§ 3b“ wird durch die Angabe „§ 29“ ersetzt.
	Artikel 3 Weitere Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes
	Artikel 4 Weitere Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes
	Artikel 5 Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes
	a) Nach der Angabe „§ 48 Zulage für Lehrerinnen und Lehrer als Pädagogische Mitarbeiterin oder Pädagogischer Mitarbeiter“ wird die Angabe „§ 48a Zulage für Lehrkräfte zur stufenweisen Anhebung der Lehramtsbesoldung“ eingefügt.
	b) Die Angabe zu § 76 wird wie folgt gefasst:
	a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	b) Dem Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

	1. die Inhaberin oder der Inhaber von Funktions-Leistungsbezügen nach Ablauf der Amtszeit abweichend von Absatz 3 wieder in das zuvor bekleidete Amt eintritt oder
	2. die Ausübung der Wahrnehmung von Aufgaben in der Hochschulselbstverwaltung, der Hochschulleitung oder in Fällen des § 28 Absatz 4 die Leitungsfunktion endet.“
	b) Dem Absatz 5 werden folgende Absätze 6 und 7 angefügt:

	1. „Lehrerin, Lehrer“ und dem Funktionszusatz „an allgemeinbildenden Schulen“ der Besoldungsgruppe A 12 oder A 12a der Anlage I - Besoldungsordnungen A und B -,
	2. „Lehrerin, Lehrer“ und dem Funktionszusatz „als Leiterin oder als Leiter einer Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern“ der Besoldungsgruppe A 12 oder A 12a der Anlage IV – künftig wegfallende Ämter -,
	3. „Lehrerin für die Primarstufe und Sekundarstufe I, Lehrer für die Primarstufe und Sekundarstufe I“ der Besoldungsgruppe A 12 der Anlage IV – künftig wegfallende Ämter –
	erhalten zu ihrem Grundgehalt vom 1. August 2019 bis zum 31. Juli 2021 eine monatliche Zulage.
	1. im Zeitraum vom 1. August 2019 bis einschließlich 31. Juli 2020 in Höhe von 240 Euro und
	2. im Zeitraum vom 1. August 2020 bis einschließlich 31. Juli 2021 in Höhe von 360 Euro
	gewährt. Die Zulage nimmt nicht an regelmäßigen Anpassungen im Sinne des  § 18 teil.
	1. sie dem Grunde nach zwei Jahre bezogen worden ist; Zeiten des Bezugs der Zulage nach Absatz 1 und 2 sind zur Erfüllung der Zweijahresfrist im Hinblick auf die Ruhegehaltfähigkeit der allgemeinen Stellenzulage zu berücksichtigen,
	2. kein Anspruch auf eine ruhegehaltfähige Zulage nach Absatz 3 besteht.“
	1. soweit die am 31. Juli 2019 geltende Ausbringung ihres Amtes und des Funktionszusatzes die Gewährung einer Amtszulage nicht vorsieht, in ein Amt mit derselben Amtsbezeichnung und desselben Funktionszusatzes mit Amtszulage der bisherigen Besoldungsg...
	2. soweit die am 31. Juli 2019 geltende Ausbringung ihres Amtes und des Funktionszusatzes die Gewährung einer Amtszulage bereits vorsieht, in ein Amt mit derselben Amtsbezeichnung und desselben Funktionszusatzes der nächsthöheren Besoldungsgruppe
	a) Die Besoldungsgruppe A 12 wird wie folgt geändert:
	aa) Die Amtsbezeichnung „Konrektorin, Konrektor“ und der Funktionszusatz „–als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern6) 7) -“ werden gestrichen.
	bb) Die Fußnoten 6) und 7) werden gestrichen.
	b) Die Besoldungsgruppe A 12a wird wie folgt geändert:
	aa) Die Amtsbezeichnung „Konrektorin, Konrektor“ und der Funktionszusatz „–als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern1) 4) 5) -“ werden gestrichen.
	bb) Die Fußnoten 4) und 5) werden gestrichen.
	c) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert:
	aa) Die Funktionszusätze zu der Amtsbezeichnung „Konrektorin, Konrektor“ werden wie folgt gefasst:
	bb) Der Funktionszusatz zu der Amtsbezeichnung „Rektorin, Rektor“ wird wie folgt gefasst:
	„-als Leiterin oder als Leiter einer Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern12) -“.
	d) Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt geändert:
	aa) Die Funktionszusätze zu der Amtsbezeichnung „Konrektorin, Konrektor“ werden wie folgt gefasst:
	„--als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines Förderzentrums mit bis zu 180 Schülerinnen und Schülern8) –
	-als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters eines Förderzentrums mit mehr als 180 Schülerinnen und Schülern 2) 8) -“
	–als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern2) –
	–als Leitung eines an einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern angegliederten Zentrums für unterstützende Pädagogik2) –
	–als Leitung eines Ganztagsbetriebs an einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern2) –
	–zur Wahrnehmung von Schulleitungsaufgaben an einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern2) –
	–als die ständige Vertretung der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern –
	–als Leitung eines an einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern angegliederten Zentrums für unterstützende Pädagogik –
	–als Leitung eines Ganztagsbetriebs an einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern -“
	bb) Die Funktionszusätze zu der Amtsbezeichnung „Rektorin, Rektor“ werden wie folgt gefasst:
	„–als Leiterin oder als Leiter einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern 2) –
	e) In der Besoldungsgruppe A 15 wird der Amtsbezeichnung „Rektorin, Rektor“ folgender Funktionszusatz angefügt:
	a) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert:
	aa) Dem Funktionszusatz zu der Amtsbezeichnung „Hauptlehrerin, Hauptlehrer“ wird die Fußnote „12)“ angefügt.
	bb) Dem Funktionszusatz zu der Amtsbezeichnung „Konrektorin, Konrektor“ wird die Fußnote „12)“ angefügt.
	cc) Die Amtsbezeichnung „Rektorin, Rektor“ und der Funktionszusatz „- einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern- 12)“ wird gestrichen.
	dd) Dem Funktionszusatz zu der Amtsbezeichnung „Zweite Konrektorin, Zweiter Konrektor“ wird die Fußnote „12)“ angefügt.
	b) In der Besoldungsgruppe A 14 wird die Amtsbezeichnung „Rektorin, Rektor“ wie folgt geändert:
	aa) Der Funktionszusatz „-einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern -“ wird angefügt.
	bb) Dem Funktionszusatz „–einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern -“ wird die Fußnote „12)“ angefügt.
	Artikel 6 Weitere Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes
	Artikel 7 Weitere Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes
	a) Die Besoldungsgruppe A 12 wird wie folgt geändert:
	aa) Die Amtsbezeichnung „Lehrerin, Lehrer“, und der Funktionszusatz „an allgemeinbildenden Schulen 1) 3) 5)“ werden gestrichen.
	bb) Die Fußnote 5) wird wie folgt gefasst: „5) Entfällt“.
	b) Die Besoldungsgruppe 12a wird wie folgt gefasst: „Keine Ämter“.
	c) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert:
	aa) Bei der Amtsbezeichnung „Lehrerin, Lehrer“ wird die Angabe „5) 6)“ durch die Angabe „2)“ ersetzt.
	bb) Die Fußnote 5) wird wie folgt gefasst: „5) Entfällt“.
	cc) Die Fußnote 6) wird wie folgt gefasst:
	„6) Entfällt“.
	a) Die Besoldungsgruppe A 12 wird aufgehoben.
	b) Die Besoldungsgruppe A 12a wird aufgehoben.
	c) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert:
	aa) Die Amtsbezeichnung „Lehrerin2), Lehrer2)“ und der Funktionszusatz „–als Leiterin oder als Leiter einer Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern -“ wird der Amtsbezeichnung „Lehrerin für die Primarstufe7), Lehrer für die Primarstufe7)“ ...
	bb) Die Fußnotenhinweise „6) 8)“ zur Amtsbezeichnung „Lehrerin für die Primarstufe und Sekundarstufe I, Lehrer für die Primarstufe und Sekundarstufe I“ werden durch den Fußnotenhinweis „2)“ ersetzt.
	Artikel 8 Änderung der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung
	a) In Nummer 1 wird die Angabe „3,39“ durch die Angabe „3,58“ ersetzt.
	b) In Nummer 2a wird die Angabe „Besoldungsgesetztes“ durch das Wort „Besoldungsgesetzes“ ersetzt.
	a) In Nummer 1 wird die Angabe „3,39“ durch die Angabe „3,50“ ersetzt.
	b) In Nummer 2 wird die Angabe „4,00“ durch die Angabe „4,13“ ersetzt.
	Artikel 9 Weitere Änderung der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung
	a) In Nummer 1 wird die Angabe „3,50“ durch die Angabe „3,61“ ersetzt.
	b) In Nummer 2 wird die Angabe „4,13“ durch die Angabe „4,26“ ersetzt.
	Artikel 10 Weitere Änderung der Bremischen Erschwerniszulagenverordnung
	a) In Nummer 1 wird die Angabe „3,61“ durch die Angabe „3,66“ ersetzt.
	b) In Nummer 2 wird die Angabe „4,26“ durch die Angabe „4,32“ ersetzt.
	Artikel 11 Inkrafttreten
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